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Norm

AsylG 2005 §8 Abs4

AsylG 2005 §9 Abs1

B-VG Art133 Abs4

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. AsylG 2005 § 9 heute

2. AsylG 2005 § 9 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 9 gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 9 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 9 gültig von 01.01.2010 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

6. AsylG 2005 § 9 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
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11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Spruch

,

W166 1433530-2/7E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Carmen LOIBNER-PERGER als Einzelrichterin über die

Beschwerde des XXXX , geb. XXXX , StA.: Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und

Asyl vom 05.03.2020, Zl. XXXX , zu Recht: Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Carmen

LOIBNER-PERGER als Einzelrichterin über die Beschwerde des römisch 40 , geb. römisch 40 , StA.: Afghanistan, gegen

den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 05.03.2020, Zl. römisch 40 , zu Recht:

A)

I. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheids wird gemäß § 9 Abs. 1 AsylG 2005 stattgegeben

und dieser Spruchpunkt ersatzlos behoben.römisch eins. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt römisch eins. des

angefochtenen Bescheids wird gemäß Paragraph 9, Absatz eins, AsylG 2005 stattgegeben und dieser Spruchpunkt

ersatzlos behoben.

II. In Erledigung der Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides wird dem Antrag von XXXX vom

20.02.2020 auf Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung gemäß § 8 Abs. 4 AsylG 2005 stattgegeben und

die befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigter um zwei weitere Jahre verlängert.römisch zwei.

In Erledigung der Beschwerde gegen Spruchpunkt römisch zwei. des angefochtenen Bescheides wird dem Antrag von

römisch 40 vom 20.02.2020 auf Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung gemäß Paragraph 8, Absatz 4,

AsylG 2005 stattgegeben und die befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigter um zwei weitere

Jahre verlängert.

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.B) Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

,

,

Text

Entscheidungsgründe:, Entscheidungsgründe:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger Afghanistans, stellte am 10.10.2012 einen Antrag auf internationalen

Schutz in Österreich.

Nach Einholung eines gerichtsmedizinischen Gutachtens zur Altersfeststellung stellte das (damalige) Bundesasylamt im

Rahmen der Einvernahme des Beschwerdeführers am 10.01.2013 die Volljährigkeit des Beschwerdeführers fest.

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.02.2013, XXXX (IFA: XXXX ), wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf

internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen (Spruchpunkt I.),

dem Beschwerdeführer gemäß § 8 AsylG 2005 der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt II.)

und ihm zugleich eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt (Spruchpunkt III). Zu Spruchpunkt II. wurde

begründend insbesondere ausgeführt, dass angesichts der aktuellen wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Lage

in Afghanistan sowie hinsichtlich der persönlichen Umstände des Beschwerdeführers – fehlender sozialer Anschluss,

geringe Ausbildung, jugendliches Alter – nicht mit ausreichender Sicherheit garantiert werden könne, dass die

Unversehrtheit des Beschwerdeführers im Falle seiner Rückkehr gewährleistet wäre.Mit Bescheid des
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Bundesasylamtes vom 14.02.2013, römisch 40 (IFA: römisch 40 ), wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf

internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen (Spruchpunkt

römisch eins.), dem Beschwerdeführer gemäß Paragraph 8, AsylG 2005 der Status des subsidiär Schutzberechtigten

zuerkannt (Spruchpunkt römisch zwei.) und ihm zugleich eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt (Spruchpunkt

römisch drei). Zu Spruchpunkt römisch zwei. wurde begründend insbesondere ausgeführt, dass angesichts der

aktuellen wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Lage in Afghanistan sowie hinsichtlich der persönlichen

Umstände des Beschwerdeführers – fehlender sozialer Anschluss, geringe Ausbildung, jugendliches Alter – nicht mit

ausreichender Sicherheit garantiert werden könne, dass die Unversehrtheit des Beschwerdeführers im Falle seiner

Rückkehr gewährleistet wäre.

Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 23.01.2015, GZ: XXXX wurde die gegen Spruchpunkt I. dieses

Bescheids (Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten) gerichtete Beschwerde als unbegründet

abgewiesen.Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 23.01.2015, GZ: römisch 40 wurde die gegen

Spruchpunkt römisch eins. dieses Bescheids (Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten) gerichtete

Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

Die befristete Aufenthaltsberechtigung des Beschwerdeführers wurde von der nunmehr belangten Behörde, dem

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA), jeweils auf Antrag des Beschwerdeführers mehrmals bescheidmäßig

verlängert, zuletzt mit Bescheid vom 22.01.2018 bis zum 14.02.2020.

Mit Schreiben vom 09.01.2020 teilte die örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde der belangten Behörde mit,

dass der Beschwerdeführer die Ausstellung eines Daueraufenthaltstitels beantragt habe.

Infolgedessen leitete die belangte Behörde aufgrund von Anhaltspunkten für geänderte Verhältnisse im Herkunftsstaat

ein Verfahren zur Aberkennung des subsidiären Schutzstatus ein und gewährte dem Beschwerdeführer mit Schreiben

vom 17.02.2020 schriftliches Parteiengehör mit dem Hinweis, dass ein allfälliges Verlangen nach mündlichen

Parteiengehör binnen zwei Wochen bekanntzugeben sei.

Am 20.02.2020 stellte der Beschwerdeführer einen Antrag auf Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung

gem. § 8 Abs. 1 iVm Abs. 4 AsylG.Am 20.02.2020 stellte der Beschwerdeführer einen Antrag auf Verlängerung der

befristeten Aufenthaltsberechtigung gem. Paragraph 8, Absatz eins, in Verbindung mit Absatz 4, AsylG.

In seiner Stellungnahme vom 25.02.2020, eingelangt bei der belangten Behörde am 27.02.2020, führte der

Beschwerdeführer zu den Fragen der belangten Behörde insbesondere aus, dass sich die Sicherheitslage in

Afghanistan seit der Zuerkennung von subsidiärem Schutz nicht gebessert habe. Weiters lebe die Familie des

Beschwerdeführers nach wie vor im Iran. Lediglich der Onkel seines Vaters, der den Taliban angehöre und dem

Beschwerdeführer feindlich gesinnt sei, lebe weiterhin in Afghanistan. In Österreich habe der Beschwerdeführer etwa

zwei Jahre lang eine Ausbildung zum XXXX und XXXX gemacht, jedoch nicht abgeschlossen, da er nunmehr das

Berufsziel XXXX habe und verfolge. Mündliches Parteiengehör wurde vom Beschwerdeführer nicht beantragt. Seiner

Stellungnahme legte der Beschwerdeführer ein Konvolut an Unterlagen betreMend seine Ausbildungs- und

Erwerbstätigkeit vor.In seiner Stellungnahme vom 25.02.2020, eingelangt bei der belangten Behörde am 27.02.2020,

führte der Beschwerdeführer zu den Fragen der belangten Behörde insbesondere aus, dass sich die Sicherheitslage in

Afghanistan seit der Zuerkennung von subsidiärem Schutz nicht gebessert habe. Weiters lebe die Familie des

Beschwerdeführers nach wie vor im Iran. Lediglich der Onkel seines Vaters, der den Taliban angehöre und dem

Beschwerdeführer feindlich gesinnt sei, lebe weiterhin in Afghanistan. In Österreich habe der Beschwerdeführer etwa

zwei Jahre lang eine Ausbildung zum römisch 40 und römisch 40 gemacht, jedoch nicht abgeschlossen, da er nunmehr

das Berufsziel römisch 40 habe und verfolge. Mündliches Parteiengehör wurde vom Beschwerdeführer nicht

beantragt. Seiner Stellungnahme legte der Beschwerdeführer ein Konvolut an Unterlagen betreMend seine

Ausbildungs- und Erwerbstätigkeit vor.

Mit dem gegenständlich angefochtenen Bescheid vom 05.03.2020 erkannte die belangte Behörde dem

Beschwerdeführer den mit Bescheid vom 14.02.2013 zuerkannten Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 9

Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 von Amts wegen ab (Spruchpunkt I.) und wies den Antrag vom 20.02.2020 auf Verlängerung der

befristeten Aufenthaltsberechtigung gemäß § 8 Abs. 4 AsylG ab (Spruchpunkt II.). Ein Aufenthaltstitel aus

berücksichtigungswürdigen Gründen wurde dem Beschwerdeführer gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt

III.). Weiters stellte die belangte Behörde fest, dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung gemäß § 9 Abs. 2 und 3

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/9
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BFA-VG auf Dauer unzulässig sei und erteilte dem Beschwerdeführer gemäß § 58 Abs. 2 und 3 iVm § 55 AsylG eine

„Aufenthaltsberechtigung plus“ (Spruchpunkt IV.). Die Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten

begründete die belangte Behörde im Wesentlichen damit, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status

des subsidiär Schutzberechtigten aktuell nicht mehr vorliegen würden. Die Städte Herat und Mazar-e Sharif stünden

dem Beschwerdeführer als innerstaatliche Fluchtalternative oMen, wo er auch Erwerbsmöglichkeiten vorPnden würde.

Der Beschwerdeführer sei jung, gesund und im erwerbsfähigen Alter. Er habe massiv an Arbeits- und Lebenserfahrung

gewonnen und könne auch ohne soziale Anknüpfungspunkte – allenfalls unter Zuhilfenahme von Rückkehrhilfe –

seinen Lebensunterhalt bestreiten. Die vom Beschwerdeführer vorgebrachte Verfolgung seitens eines Onkels sei

bereits im Bescheid des damaligen Bundesasylamts vom 14.02.2013 sowie im Erkenntnis des

Bundesverwaltungsgerichts vom 23.01.2015 für nicht glaubhaft befunden worden.Mit dem gegenständlich

angefochtenen Bescheid vom 05.03.2020 erkannte die belangte Behörde dem Beschwerdeführer den mit Bescheid

vom 14.02.2013 zuerkannten Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß Paragraph 9, Absatz eins, ZiMer eins,

AsylG 2005 von Amts wegen ab (Spruchpunkt römisch eins.) und wies den Antrag vom 20.02.2020 auf Verlängerung der

befristeten Aufenthaltsberechtigung gemäß Paragraph 8, Absatz 4, AsylG ab (Spruchpunkt römisch zwei.). Ein

Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wurde dem Beschwerdeführer gemäß Paragraph 57, AsylG

2005 nicht erteilt (Spruchpunkt römisch drei.). Weiters stellte die belangte Behörde fest, dass die Erlassung einer

Rückkehrentscheidung gemäß Paragraph 9, Absatz 2 und 3 BFA-VG auf Dauer unzulässig sei und erteilte dem

Beschwerdeführer gemäß Paragraph 58, Absatz 2 und 3 in Verbindung mit Paragraph 55, AsylG eine

„Aufenthaltsberechtigung plus“ (Spruchpunkt römisch vier.). Die Aberkennung des Status des subsidiär

Schutzberechtigten begründete die belangte Behörde im Wesentlichen damit, dass die Voraussetzungen für die

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten aktuell nicht mehr vorliegen würden. Die Städte Herat und

Mazar-e Sharif stünden dem Beschwerdeführer als innerstaatliche Fluchtalternative oMen, wo er auch

Erwerbsmöglichkeiten vorPnden würde. Der Beschwerdeführer sei jung, gesund und im erwerbsfähigen Alter. Er habe

massiv an Arbeits- und Lebenserfahrung gewonnen und könne auch ohne soziale Anknüpfungspunkte – allenfalls

unter Zuhilfenahme von Rückkehrhilfe – seinen Lebensunterhalt bestreiten. Die vom Beschwerdeführer vorgebrachte

Verfolgung seitens eines Onkels sei bereits im Bescheid des damaligen Bundesasylamts vom 14.02.2013 sowie im

Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 23.01.2015 für nicht glaubhaft befunden worden.

Gegen die Spruchpunkte I. und II. dieses Bescheides erhob der Beschwerdeführer am 26.05.2020 fristgerecht

Beschwerde, worin er – unter Anführung aktueller Berichte zur Sicherheitslage sowie zur pandemiebedingten

Entwicklung der Versorgungslage in Afghanistan – im Wesentlichen geltend machte, dass die belangte Behörde ihre

Entscheidung auf veraltete Länderinformationen gestützt und zudem die aktuellen UNHCR-Richtlinien und EASO-

Länderleitlinien zu Afghanistan, insbesondere im Hinblick auf lange im Ausland lebende afghanische Staatsangehörige,

nicht berücksichtigt habe. Eine wesentliche und nicht bloß vorübergehende Änderung der Lage sei nicht eigetreten und

die Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 Z 1 AsylG somit nicht erfüllt. Außerdem monierte der Beschwerdeführer, dass die

belangte Behörde keine Einvernahme durchgeführt und damit das Parteiengehör verletzt habe.Gegen die

Spruchpunkte römisch eins. und römisch zwei. dieses Bescheides erhob der Beschwerdeführer am 26.05.2020

fristgerecht Beschwerde, worin er – unter Anführung aktueller Berichte zur Sicherheitslage sowie zur

pandemiebedingten Entwicklung der Versorgungslage in Afghanistan – im Wesentlichen geltend machte, dass die

belangte Behörde ihre Entscheidung auf veraltete Länderinformationen gestützt und zudem die aktuellen UNHCR-

Richtlinien und EASO-Länderleitlinien zu Afghanistan, insbesondere im Hinblick auf lange im Ausland lebende

afghanische Staatsangehörige, nicht berücksichtigt habe. Eine wesentliche und nicht bloß vorübergehende Änderung

der Lage sei nicht eigetreten und die Voraussetzungen des Paragraph 9, Absatz eins, ZiMer eins, AsylG somit nicht

erfüllt. Außerdem monierte der Beschwerdeführer, dass die belangte Behörde keine Einvernahme durchgeführt und

damit das Parteiengehör verletzt habe.

In ihrer Stellungnahme zum Beschwerdevorbringen vom 02.06.2020 führte die belangte Behörde im Wesentlichen aus,

dass der Beschwerdeführer von der ihm ausdrücklich gewährten Möglichkeit der Beantragung einer Einvernahme

nicht Gebrauch gemacht habe. Zudem habe der Beschwerdeführer im Rahmen des schriftlichen Parteiengehörs die

Gelegenheit gehabt, etwaige aktuelle Befürchtungen für den Fall seiner Rückkehr zu äußern. Das individuelle Risiko

eines schweren oder tödlichen Verlaufs einer etwaigen Erkrankung an SARS-CoV-2 sei beim Beschwerdeführer gering.

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/55
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/9


Die Beschwerde samt dem Verwaltungsakt langte am 09.06.2020 beim Bundesverwaltungsgericht ein. Auf Grund der

Verfügung des Geschäftsverteilungsausschusses vom 23.03.2022 wurde die gegenständliche Rechtssache der bisher

zuständigen Gerichtsabteilung W152 abgenommen und der Gerichtsabteilung W166 zugewiesen.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1 Zur Person des Beschwerdeführers und seinem Leben in Österreich

Der volljährige Beschwerdeführer ist afghanischer Staatsangehöriger, gehört der Volksgruppe der Hazara an und ist

muslimischen Glaubens schiitischer Prägung. Seine Muttersprache ist Dari. Der Beschwerdeführer ist ledig und hat

keine Kinder.

Die Identität des Beschwerdeführers steht lediglich mit der für das Verfahren ausreichenden Sicherheit fest. Das

Geburtsdatum des Beschwerdeführers wird wie im Spruch bezeichnet angenommen.

Der Beschwerdeführer stammt aus der Provinz Daikundi. Im Alter von etwa acht Jahren übersiedelte er mit seiner

Mutter, seinen Geschwistern und einem Onkel mütterlicherseits in den Iran, wo er bis zu seiner Ausreise nach Europa

lebte und als Hilfsarbeiter in der Landwirtschaft tätig war. Eine Schule hat der Beschwerdeführer in Afghanistan oder

im Iran nicht besucht. Die Angehörigen des Beschwerdeführers leben nach wie vor im Iran, der Beschwerdeführer hat

weiterhin Kontakt zu diesen. In Afghanistan verfügt der Beschwerdeführer über keine sozialen Anknüpfungspunkte.

Der Beschwerdeführer reiste im Herbst 2012 unter Umgehung der Grenzkontrollen nach Österreich ein und stellte am

10.10.2012 einen Antrag auf internationalen Schutz. Seitdem hält der Beschwerdeführer sich in Österreich auf.

Aufgrund seines Antrags erkannte das damalige Bundesasylamt dem Beschwerdeführer mit Bescheid vom 14.02.2013

den Status eines subsidiär Schutzberechtigten zu. Seitdem verfügt der Beschwerdeführer über ein befristetes

Aufenthaltsrecht in Österreich, welches von der belangten Behörde auf Antrag wiederholt verlängert wurde, zuletzt mit

Bescheid vom 22.01.2018 bis zum 14.02.2020.

In Österreich hat der Beschwerdeführer Deutschkurse besucht und zuletzt am 06.12.2019 die Integrationsprüfung auf

dem Niveau B1 absolviert. Der Beschwerdeführer hat im Schuljahr 2017/2018 eine Berufsschule für XXXX besucht,

diese Ausbildung wegen beruRicher Umorientierung jedoch nicht abgeschlossen. Seit Juni 2018 arbeitet der

Beschwerdeführer als XXXX mit dem Ziel, eine Berufsausbildung als XXXX zu absolvieren.In Österreich hat der

Beschwerdeführer Deutschkurse besucht und zuletzt am 06.12.2019 die Integrationsprüfung auf dem Niveau B1

absolviert. Der Beschwerdeführer hat im Schuljahr 2017 aus 2018, eine Berufsschule für römisch 40 besucht, diese

Ausbildung wegen beruRicher Umorientierung jedoch nicht abgeschlossen. Seit Juni 2018 arbeitet der

Beschwerdeführer als römisch 40 mit dem Ziel, eine Berufsausbildung als römisch 40 zu absolvieren.

Am 31.12.2016 wurde der Beschwerdeführer als nicht hilfsbedürftig aus der Grundversorgung entlassen. Seitdem hat

der Beschwerdeführer keine Leistungen mehr aus dieser bezogen.

Der Beschwerdeführer ist in Österreich strafrechtlich unbescholten.

1.2. Zur Rückkehr in den Herkunftsstaat

Es kann nicht festgestellt werden, dass seit der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten mit Bescheid

des Bundesasylamtes vom 14.02.2013 neue Tatsachen hervorgekommen sind, wonach sich der diesem Bescheid

zugrunde gelegte Sachverhalt als unrichtig erweist.

Auch ist seit der Zuerkennung bzw. seit der letzten Verlängerung des befristeten Aufenthaltsrechts mit Bescheid der

belangten Behörde vom 22.01.2018 eine wesentliche Änderung iSe Verbesserung der persönlichen Situation des

Beschwerdeführers oder jener im Herkunftsstaat, infolgedessen die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status

des subsidiär Schutzberechtigten iSd § 9 Abs. 1 Z 1 zweiter Fall nicht mehr vorliegen, nicht eingetreten.Auch ist seit der

Zuerkennung bzw. seit der letzten Verlängerung des befristeten Aufenthaltsrechts mit Bescheid der belangten Behörde

vom 22.01.2018 eine wesentliche Änderung iSe Verbesserung der persönlichen Situation des Beschwerdeführers oder

jener im Herkunftsstaat, infolgedessen die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär

Schutzberechtigten iSd Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer eins, zweiter Fall nicht mehr vorliegen, nicht eingetreten.

Für den Beschwerdeführer würde eine Rückkehr nach Afghanistan aufgrund der dort herrschenden allgemeinen



schlechten, instabilen Sicherheitslage und der Machtübernahme durch die Taliban nach wie vor mit maßgeblicher

Wahrscheinlichkeit einen EingriM in seine körperliche Unversehrtheit oder eine ernsthafte Bedrohung des Lebens

infolge willkürlicher Gewalt mit sich bringen.

Im Falle einer Verbringung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat droht diesem weiterhin ein reales Risiko

einer Verletzung der Art. 2 oder 3 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr.

210/1958 (in der Folge EMRK).Im Falle einer Verbringung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat droht

diesem weiterhin ein reales Risiko einer Verletzung der Artikel 2, oder 3 der Konvention zum Schutze der

Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (in der Folge EMRK).

1.3. Zur Lage im Herkunftsstaat

Die Länderfeststellungen zur Lage in Afghanistan basieren maßgeblich auf dem Länderinformationsblatt der

Staatendokumentation Afghanistan in der aktualisierten Version vom 28.01.2022 (LIB).

Politische Lage

Afghanistan war [vor der Machtübernahme der Taliban] ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert

sind. Auf einer Fläche von 652.860 Quadratkilometern leben ca. 32,9 Millionen bis 39 Millionen Menschen. Der Staat

bePndet sich aktuell weitgehend unter der Kontrolle der Taliban; inwieweit die Talibanregierung landesweit über

umfassende Kontroll- und Durchgriffsmöglichkeiten verfügt, kann gegenwärtig nicht bewertet werden (LIB).

Friedensverhandlungen und Eroberung durch die Taliban

2020 fanden die ersten ernsthaften Verhandlungen zwischen allen Parteien des Afghanistan KonRikts zur Beendigung

des Krieges statt. Das lang erwartete Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban wurde Ende

Februar 2020 unterzeichnet - die damalige afghanische Regierung war an dem Abkommen weder beteiligt, noch

unterzeichnete sie dieses (LIB).

Im April 2021 kündigte US-Präsident Joe Biden den Abzug der verbleibenden Truppen bis zum 11.9.2021 an, nach zwei

Jahrzehnten US-Militärpräsenz in Afghanistan. Er erklärte weiter, die USA würden weiterhin „terroristische

Bedrohungen“ überwachen und bekämpfen sowie „die Regierung Afghanistans“ und „die afghanischen Verteidigungs-

und Sicherheitskräfte weiterhin unterstützen“, allerdings ist nicht klar, wie die USA auf wahrgenommene Bedrohungen

zu reagieren gedenken, sobald ihre Truppen abziehen (AAN 1.5.2021). Am 31.8.2021 zog schließlich der letzte US-

amerikanische Soldat aus Afghanistan ab (LIB).

Mit April bzw. Mai 2021 nahmen die Kampfhandlungen zwischen Taliban und Regierungstruppen stark zu. Laut

Berichten war der Juni 2021 der bis dahin tödlichste Monat mit den meisten militärischen und zivilen Opfern seit 20

Jahren in Afghanistan. Gemäß einer Quelle veränderte sich die Lage seit der Einnahme der ersten Provinzhauptstadt

durch die Taliban – Zaranj in Nimruz – am 6.8.2021 in „halsbrecherischer Geschwindigkeit“; innerhalb von zehn Tagen

eroberten sie 33 der 34 afghanischen Provinzhauptstädte. Auch eroberten die Taliban mehrere Grenzübergänge und

Kontrollpunkte, was der Pnanziell eingeschränkten Regierung dringend benötigte Zolleinnahmen entzog. Nachdem der

vormalige Präsident Ashraf Ghani am 15.8.2021 aus Afghanistan geRohen war, nahmen die Taliban die Hauptstadt

Kabul als die letzte aller großen afghanischen Städte ein. Als letzte Provinz steht seit September 2021 auch die Provinz

Panjshir und damit, trotz vereinzelten bewaMneten Widerstands, ganz Afghanistan weitgehend unter der Kontrolle der

Taliban (LIB).

Regierung durch die Taliban

Die Taliban lehnen die Demokratie und ihren wichtigsten Bestandteil, die Wahlen, generell ab. Sie tun dies oftmals mit

Verweis auf die Mängel des demokratischen Systems und der Wahlen in Afghanistan in den letzten 20 Jahren, wie auch

unter dem Aspekt, dass Wahlen und Demokratie in der vormodernen Periode des islamischen Denkens, der Periode,

die sie als am authentischsten „islamisch“ ansehen, keine Vorläufer haben. Sie halten einige Methoden zur Auswahl

von Herrschern in der vormodernen muslimischen Welt für authentisch islamisch - zum Beispiel die Shura Ahl al-Hall

wa’l-Aqd, den Rat derjenigen, die qualiPziert sind, einen Kalifen im Namen der muslimischen Gemeinschaft zu wählen

oder abzusetzen (LIB).

Ende Oktober 2021 scheinen zumindest in Kabul die meisten Schlüsselpositionen besetzt worden zu sein. Das Kabinett

selbst umfasst über 30 Ministerien, ein Erbe der Vorgängerregierung. Entgegen früheren Erklärungen handelt es sich

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1958_210_0/1958_210_0.pdf


nicht um eine „inklusive“ Regierung mit Beteiligung verschiedener Akteure, sondern um eine reine Talibanregierung.

Ihr gehören Mitglieder der alten Taliban-Elite an, die bereits in den 1990er Jahren zentrale Rollen innehatten, ergänzt

durch Taliban-Führer, die zu jung waren, um im ersten Emirat zu regieren. Die große Mehrheit sind Paschtunen. Die

neue Regierung wird von Mohammad Hassan Akhund geführt. Er ist Vorsitzender der Minister, eine Art

Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des höchsten Führungszirkels der Taliban, der so genannten

Rahbari-Schura, besser bekannt als Quetta-Schura (LIB).

Ein Frauenministerium Pndet sich nicht unter den bislang angekündigten Ministerien, auch wurden keine Frauen zu

Ministerinnen ernannt. Dafür wurde ein Ministerium für „Einladung, Führung, Laster und Tugend“ eingeführt. Dieses

dürfte die Afghan*innen vom Namen her an das Ministerium „für die Förderung der Tugend und die Verhütung des

Lasters“ erinnern, welches während der ersten Taliban-Herrschaft von 1996 bis 2001 Menschen zum Gebet gezwungen

oder Männer dafür bestraft, wenn sie keinen Bart trugen. Die höchste Instanz der Taliban in religiösen, politischen und

militärischen Angelegenheiten, der „Amir al Muminin“ oder „Emir der Gläubigen“ Mullah Haibatullah Akhundzada wird

sich als „Oberster Führer“ Afghanistans auf religiöse Angelegenheiten und die Regierungsführung im Rahmen des

Islam konzentrieren. Er kündigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das Leben in Afghanistan den Gesetzen

der Scharia unterworfen werden.

Bezüglich der Verwaltung haben die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die Behörden und Ministerien

übernommen. Sie riefen die bisherigen Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf, wieder in den Dienst

zurückzukehren, ein Aufruf, dem manche von ihnen auch folgten. Es gibt Anzeichen dafür, dass einige Anführer der

Gruppe die Grenzen ihrer Fähigkeit erkennen, den Regierungsapparat in technisch anspruchsvolleren Bereichen zu

bedienen. Zwar haben die Taliban seit ihrem Erstarken in den vergangenen zwei Jahrzehnten in einigen ländlichen

Gebieten Afghanistans eine so genannte Schattenregierung ausgeübt, doch war diese rudimentär und von begrenztem

Umfang, und in Bereichen wie Gesundheit und Bildung haben sie im Wesentlichen die Dienstleistungen des

afghanischen Staates und von Nichtregierungsorganisationen übernommen. Mit Oktober 2021 hat sich unter den

Taliban bislang noch kein umfassendes Staatswesen herausgebildet. Der Status der bisherigen Verfassung und

Gesetze der Vorgängerregierung ist, trotz politischer Ankündigung einzelner Taliban, auf die Verfassung von 1964

zurückgreifen zu wollen, unklar, das Regierungshandeln uneinheitlich. Hinzu kommen die teilweise beschränkten

DurchgriMsmöglichkeiten der Talibanführung auf ihre Vertreter auf Provinz- und Distriktebene. Repressives Verhalten

von Taliban der Bevölkerung gegenüber hängt deswegen stark von individuellen und lokalen Umständen ab. Anfang

November 2021 kündigte die Taliban-Regierung an, dass u.a. in 17 Provinzen neue Gouverneure eingesetzt worden

seien. Insgesamt sind bis zu 44 Posten neu besetzt worden (LIB).

Die Übernahme der faktischen Regierungsverantwortung inklusive der Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung

stellt die Taliban vor Herausforderungen, auf die sie kaum vorbereitet sind. Leere öMentliche Kassen und die Sperrung

des afghanischen Staatsguthabens im Ausland, sowie internationale und US-Sanktionen gegen Mitglieder der

Übergangsregierung, haben zu Schwierigkeiten bei der Geldversorgung, steigenden Preisen und Verknappung

essenzieller Güter geführt (LIB).

Bis zum Sturz der alten Regierung wurden ca. 75% bis 80% des afghanischen Staatsbudgets von Hilfsorganisationen

bereitgestellt. Während die Geber die Entwicklung beobachten, werden diese Finanzierungsquellen voraussichtlich für

einen längeren Zeitraum ausgesetzt sein werden. So haben die EU und mehrere ihrer Mitgliedsstaaten in der

Vergangenheit mit der Einstellung von Hilfszahlungen gedroht, falls die Taliban die Macht übernehmen und ein

islamisches Emirat ausrufen sollten, oder Menschen- und Frauenrechte verletzen sollten. Die USA haben rund 9,5

Milliarden US-Dollar an Reserven der afghanischen Zentralbank sofort [nach der Machtübernahme der Taliban in

Kabul] eingefroren, Zahlungen des IWF und der EU wurden ausgesetzt. Die Taliban verfügen weiterhin über die

Einnahmequellen, die ihren Aufstand Pnanzierten, sowie über den Zugang zu den Zolleinnahmen, auf die sich die

frühere Regierung für den Teil ihres Haushalts, den sie im Inland aufbrachte, stark verließ. Ob neue Geber einspringen

werden, um einen Teil des Defizits auszugleichen, ist noch nicht klar (LIB).

Anerkennung der Regierung und exilpolitische Aktivitäten

Die USA zeigten sich angesichts der Regierungsbeteiligung von Personen, die mit AngriMen auf US-Streitkräfte in

Verbindung gebracht werden, besorgt und die EU erklärte, die islamistische Gruppe habe ihr Versprechen gebrochen,

die Regierung „integrativ und repräsentativ“ zu machen. Deutschland und die USA haben eine baldige Anerkennung



der von den militant-islamistischen Taliban verkündeten Übergangsregierung Anfang September 2021 ausgeschlossen.

China und Russland haben ihre Botschaften auch nach dem Machtwechsel oMengehalten. Vertreter der National

Resistance Front (NRF) haben die internationale Gemeinschaft darum gebeten, die Taliban-Regierung nicht

anzuerkennen (LIB).

Ahmad Massoud, einer der Anführer der NRF, kündigte an, nach Absprachen mit anderen Politikern eine

Parallelregierung zu der von ihm als illegitim bezeichneten Talibanregierung bilden zu wollen. Am 28.9.2021 kündigten

Angehörige der früheren afghanischen Regierung mit einem in der Schweiz veröMentlichten Statement der dortigen

afghanischen Botschaft die Gründung einer Exilregierung unter Vizepräsident Saleh an. Eine Reihe von afghanischen

Auslandsvertretungen in Drittstaaten hatte zuvor die Übergangsregierung der Taliban verurteilt und auf den

Fortbestand der afghanischen Verfassung von 2004 verwiesen. Weitere ehemalige Regierungsmitglieder bzw. politische

Akteure der ehemaligen Republik sind in unterschiedlichen Gruppierungen aus dem Ausland aktiv (LIB).

Die Taliban haben bisher allen ehemaligen Regierungsvertretern Amnestie zugesagt, soweit sie den Widerstand gegen

sie aufgeben und ihre Autorität anerkennen. Zur Umsetzung dieser Zusicherung im Falle der Rückkehr prominenter

Vertreter der Republik ist bisher nichts bekannt (LIB).

Sicherheitslage

Im Allgemeinen ist die aktuelle Lage weiterhin von einer nicht absehbaren Dynamik und plötzlichen und abrupten

Veränderungen gekennzeichnet, womit manche Informationen sehr rasch veralten können (LIB).

Aktuelle Sicherheitslage

Seit der Machtübernahme der Taliban in Kabul am 15.8.2021 hat sich die allgemeine Sicherheitslage im Lande

verändert. Nach Angaben der UN sind konRiktbedingte Sicherheitsvorfälle wie bewaMnete Zusammenstöße,

LuftangriMe und improvisierte Sprengsätze (IEDs) seit der Eroberung des Landes durch die Taliban deutlich

zurückgegangen. Seit der Beendigung der Kämpfe zwischen den Taliban und den afghanischen Streitkräften hat sich

auch die Zahl der zivilen Opfer erheblich verringert. Insbesondere die ländlichen Gebiete sind sicherer geworden, und

die Menschen können in Gegenden reisen, die in den letzten 15-20 Jahren als zu gefährlich oder unzugänglich galten,

da sich die Sicherheit auf den Straßen durch den Rückgang der IEDs verbessert hat (LIB).

Nach der Machtübernahme der Taliban in Kabul Mitte August 2021 foim Panjshir-Tal Widerstand in Form der National

Resistance Front. Sowohl die Taliban, als auch die NRF betonten zu Beginn, ihre DiMerenzen mittels Dialog überwinden

zu wollen. Nach Abschluss des Truppenabzugs des US-Armee griMen die Taliban das Tal an und nahmen es nach

eigenen Angaben ein; die NRF bestritt dies. Mit Oktober 2021 wird weiterhin von Aktivitäten der NRF in den Provinzen

Parwan, Baghlan und Samargan berichtet. Es wird weiters von einer strengen Medienzensur seitens der Taliban

berichtet, die die VeröMentlichung von Nachrichten über die Aktivitäten der „National Resistance Front“ und anderen

militanter Bewegungen in Afghanistan verhindern soll. Weitere Kampfhandlungen gab es im August 2021

beispielsweise im Distrikt Behsud in der Provinz Maidan Wardak und in Khedir in Daikundi, wo es zu Scharmützeln

kam, als die Taliban versuchten, lokale oder ehemalige Regierungskräfte zu entwaffnen (LIB).

Im Zuge der Evakuierungsmissionen von Ausländern sowie Ortskräften aus Afghanistan kam es in der

Menschenmenge zu Todesopfern, nachdem tausende Menschen aus Angst vor den Taliban zum Flughafen gekommen

waren. Unter anderem fand auch eine Schießerei mit einem Todesopfer statt (LIB).

Trotz des allgemeinen Rückgangs der Zahl der gewalttätigen AngriMe und sicherheitsrelevanten Vorfälle seit der

Übernahme durch die Taliban hat die Zahl der Anschläge des ISKP Berichten zufolge zugenommen, insbesondere in

den östlichen Provinzen Nangharhar und Kunar sowie in Kabul. Anschläge des ISKP richten sich immer wieder gegen

die Zivilbevölkerung, insbesondere gegen Afghan*innen schiitischer Glaubensrichtung. Darüber hinaus verübt der ISKP

gezielt Anschläge auf Angehörige und Sicherheitskräfte der Taliban, beispielsweise am 19.9.2021 in Nangarhar, bei

denen auch Zivilisten zu Schaden kommen (LIB).

Seit der Machtübernahme der Taliban gibt es einen Anstieg bei Straßenkriminalität und Entführungen. Lokale Medien

berichten von mehr als 40 Entführungen von Geschäftsleuten in den zwei Monaten nach der Übernahme der Kontrolle

durch die Taliban. Anderen Quellen zufolge ist die Zahl weitaus höher, doch da es keine funktionierende Bürokratie

gibt, liegen nur spärliche o[zielle Statistiken vor. Der Großteil der Entführungen fand in den Provinzen Kabul,

Kandahar, Nangarhar, Kunduz, Herat und Balkh statt.



Im Zuge einer im Auftrag der Staatendokumentation von ATR Consulting im November 2021 in Kabul, Herat und

Mazar-e Sharif durchgeführten Studie gaben 68,3 % der Befragten an, sich in ihrer Nachbarschaft sicher zu fühlen. Die

Befragten in diesen Städten (!) wurden gefragt, wie sicher sie sich in ihrer Nachbarschaft fühlen, was sich davon

unterscheidet, ob sie sich unter dem Taliban-Regime sicher fühlen oder ob sie die Taliban als Sicherheitsgaranten

betrachten oder ob sie sich in anderen Teilen ihrer Stadt oder anderswo im Land sicher fühlen würden. Das

Sicherheitsgefühl ist auch davon abhängig, in welchen Ausmaß die Befragten ihre Nachbarn kennen und wie vertraut

sie mit ihrer Nachbarschaft sind und nicht darauf, wie sehr sie sich in Sachen Sicherheit auf externe Akteure verlassen.

Nicht erfasst wurde in der Studie inwieweit bei den Befragten Sicherheitsängste oder Bedenken im Hinblick auf die

Taliban oder Gruppen wie den ISKP vorliegen. In Bezug auf Straßenkriminalität und Gewalt gaben 79,7 % bzw. 70,7 %

der Befragten an, zwischen September und Oktober 2021 keiner Gewalt ausgesetzt gewesen zu sein. Maßnahmen der

Risikominderung seitens der Befragten wurden nicht erfasst (LIB).

Verfolgungspraxis der Taliban, neue technische Möglichkeiten

Nach der Machtübernahme der Taliban wurde berichtet, dass die Taliban auf der Suche nach ehemaligen Mitarbeitern

der internationalen Streitkräfte oder der afghanischen Regierung von Tür zu Tür gingen und deren Angehörige

bedrohten. Ein Mitglied einer Rechercheorganisation, welche einen (nicht öMentlich zugänglichen) Bericht zu diesem

Thema für die Vereinten Nationen verfasste, sprach von einer „schwarzen Liste“ der Taliban und großer Gefahr für

jeden, der sich auf dieser Liste befände. Gemäß einem früheren Mitglied der afghanischen Verteidigungskräfte ist bei

der Vorgehensweise der Taliban nun neu, dass sie mit einer Namensliste von Haus zu Haus gehen und Personen auf

ihrer Liste suchen (LIB).

Die Taliban sind in den sozialen Medien aktiv, unter anderem zu Propagandazwecken. Gegenwärtig nutzt die

Gruppierung soziale Medien und Internettechnik jedoch nicht nur für Propagandazwecke und ihre eigene

Kommunikation, sondern auch, um Gegner des Taliban-Regimes aufzuspüren. Einem afghanischen Journalisten

zufolge verwenden die Taliban soziale Netzwerke wie Facebook und LinkedIn derzeit intensiv, um jene Afghanen zu

identiPzieren, die mit westlichen Gruppen und der US-amerikanischen Hilfsagentur USAID zusammengearbeitet

haben. Auch wurde berichtet, dass die Taliban bei Kontrollpunkten Telefone durchsuchen, um Personen mit

Verbindungen zu westlichen Regierungen oder Organisationen bzw. zu den [ehemaligen] afghanischen Streitkräften

(ANDSF) zu Pnden. Viele afghanische Bürgerinnen und Bürger, die für die internationalen Streitkräfte, internationale

Organisationen und für Medien gearbeitet haben, oder sich in den sozialen Medien kritisch gegenüber den Taliban

äußerten, haben aus Angst vor einer Verfolgung durch die Taliban ihre ProPle in den sozialen Medien daher gelöscht

(LIB).

Unter anderem werten die Taliban auch aktuell im Internet verfügbare Videos und Fotos aus. Sie verfügen über

Spezialkräfte, die in Sachen Informationstechnik und Bildforensik gut ausgebildet und ausgerüstet sind. Ihre

Bildforensiker arbeiten gemäß einem Bericht vom August 2021 auf dem neuesten Stand der Technik der

Bilderkennung und nutzen beispielsweise Gesichtserkennungssoftware. Im Rahmen der Berichterstattung über auf der

Flucht bePndliche Ortskräfte wurden von Medien unverpixelte Fotos veröMentlicht, welche für Personen, welche sich

nun vor den Taliban verstecken, gefährlich werden können (LIB).

Im Zuge ihrer OMensive haben die Taliban Geräte zum Auslesen von biometrischen Daten erbeutet, welche ihnen die

IdentiPkation von Hilfskräften der internationalen Truppen erleichtern könnte [Anm.: sog. HIIDE („Handheld

Interagency Identity Detection Equipment“) -Geräte]. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist nicht genau bekannt, zu

welchen Datenbanken die Taliban ZugriM haben. Laut Experten bieten die von den Taliban erlangten US-Gerätschaften

nur begrenzten Zugang zu biometrischen Daten, die noch immer auf sicheren Servern gespeichert sind. Recherchen

zeigten jedoch, dass eine größere Bedrohung von den Datenbanken der afghanischen Regierung selbst ausgeht, die

sensible persönliche Informationen enthalten und zur IdentiPzierung von Millionen von Menschen im ganzen Land

verwendet werden könnten. BetroMen sein könnte beispielsweise eine Datenbank, welche zum Zweck der

Gehaltszahlung Angaben von Angehörigen der [ehemaligen] afghanischen Armee und Polizei enthält (das sog. Afghan

Personnel and Pay System, APPS), aber auch andere Datenbanken mit biometrischen Angaben, welche die afghanische

Regierung zur Erfassung ihrer Bürger anlegte, beispielsweise bei der Beantragung von Dokumenten, Bewerbungen für

Regierungsposten oder Anmeldungen zur Aufnahmeprüfung für das Hochschulstudium. Eine Datenbank des

[ehemaligen] afghanischen Innenministeriums, das Afghan Automatic Biometric IdentiPcation System (AABIS), sollte

gemäß Plänen bis 2012 bereits 80 % der afghanischen Bevölkerung erfassen, also etwa 25 Millionen Menschen. Es gibt



zwar keine öMentlich zugänglichen Informationen darüber, wie viele Datensätze diese Datenbank bis zum heutigen

Zeitpunkt enthält, aber eine unbestätigte Angabe beziMert die Zahl auf immerhin 8,1 Millionen Datensätze. Trotz der

Vielzahl von Systemen waren die unterschiedlichen Datenbanken allerdings nie vollständig miteinander verbunden.

Berichten zufolge verwenden die Taliban auch Listen ehemaliger Beamter und ziviler Aktivisten, um deren Kinder

ausfindig zu machen (LIB).

Nach der Machtübernahme der Taliban hat Google einem Insider zufolge eine Reihe von E-Mail-Konten der bisherigen

Kabuler Regierung vorläuPg gesperrt. Etwa zwei Dutzend staatliche Stellen in Afghanistan sollen die Server von Google

für E-Mails genutzt haben. Nach Angaben eines Experten wäre dies eine „wahre Fundgrube an Informationen“ für die

Taliban, allein eine Mitarbeiterliste auf einem Google Sheet sei mit Blick auf Berichte über Repressalien gegen bisherige

Regierungsmitarbeiter ein großes Problem. Mehrere afghanische Regierungsstellen nutzten auch E-Mail-Dienste von

Microsoft, etwa das Außenministerium und das Präsidialamt. Unklar ist, ob das Softwareunternehmen Maßnahmen

ergreift, um zu verhindern, dass Daten in die Hände der Taliban fallen. Ein Experte sagte, er halte die von den USA

aufgebaute IT-Infrastruktur für einen bedeutenden Faktor für die Taliban. Dort gespeicherte Informationen seien

„wahrscheinlich viel wertvoller für eine neue Regierung als alte Hubschrauber“ (LIB).

Da die Taliban Kabul so schnell einnahmen, hatten viele Büros zudem keine Zeit, Beweise zu vernichten, die sie in den

Augen der Taliban belasten. Berichten zufolge wurden von der britischen Botschaft beispielsweise Dokumente

zurückgelassen, welche persönliche Daten von afghanischen Ortskräften und Bewerbern enthielten (LIB).

Im Rahmen der Evakuierungsbemühungen von Ausländern und afghanischen Ortskräften nach der Machtübernahme

der Taliban in Kabul gaben US-Beamte den Taliban eine Liste mit den Namen US-amerikanischer Staatsbürger, Inhaber

von Green Cards [Anm.: US-amer. Aufenthaltsberechtigungskarten] und afghanischer Verbündeter, um ihnen die

Einreise in den von den Taliban kontrollierten Außenbereich des Flughafens von Kabul zu gewähren - eine

Entscheidung, die kritisiert wurde. Gemäß einem Vertreter der US-amerikanischen Streitkräfte hätte die US-Regierung

die betroMenen Afghanen somit auf eine „Todesliste“ gesetzt, wobei US-Präsident Biden in einer Pressekonferenz

darauf angesprochen meinte, dass auf der Liste bePndliche Afghanen von den Taliban bei den Kontrollen

durchgelassen wurden (LIB).

Einem Bericht des Human Rights Watch nach, führen Taliban auch Durchsuchungsaktionen durch, einschließlich

nächtlicher Razzien, um verdächtige ehemalige Beamte festzunehmen und zuweilen gewaltsam verschwinden zu

lassen. Bei den Durchsuchungen bedrohen und misshandeln die Taliban häuPg Familienmitglieder, um sie dazu zu

bringen, den Aufenthaltsort der Untergetauchten preiszugeben. Einige der schließlich aufgegriMenen Personen

wurden hingerichtet oder in Gewahrsam genommen, ohne dass ihre Inhaftierung bestätigt oder ihr Aufenthaltsort

bekannt gegeben wurde (LIB).

Verfolgung von Zivilist*innen und ehemaligen Mitgliedern der Streitkräfte

Bereits vor der Machtübernahme intensivierten die Taliban gezielte Tötungen von Angehörigen der Regierung,

Menschenrechtsorganisationen und der Presse. Nach ihrer Machtübernahme kündigten die Taliban an, dass sie keine

Vergeltung an jenen Personen üben wollen würden, welche der früheren Regierung anhingen oder sich für

verfassungsmäßig garantierte Rechte wie die Gleichberechtigung von Frauen, die Redefreiheit und die Achtung der

Menschenrechte einsetzten. Über zielgerichtete, groß angelegte Vergeltungsmaßnahmen gegen ehemalige Angehörige

der Regierung oder Sicherheitskräfte oder Verfolgung bestimmter Bevölkerungsgruppen gibt es bislang keine

fundierten Erkenntnisse. Obwohl die Taliban eine „Generalamnestie“ für alle versprochen haben, die für die frühere

Regierung gearbeitet haben (ohne formellen Erlass), gibt es Berichte aus Teilen Afghanistans unter anderem über die

gezielte Tötung von Personen, die früher für die Regierung gearbeitet haben. Es gibt auch glaubwürdige Berichte über

schwerwiegende ÜbergriMe von Taliban-Kämpfern, die von der Durchsetzung strenger sozialer Einschränkungen bis

hin zu Verhaftungen, Hinrichtungen im Schnellverfahren und Entführungen junger, unverheirateter Frauen reichen.

Einige dieser Taten scheinen auf lokale Streitigkeiten zurückzuführen oder durch Rache motiviert zu sein; andere

scheinen je nach den lokalen Befehlshabern und ihren Beziehungen zu den Führern der Gemeinschaft zu variieren. Es

ist nicht klar, ob die Taliban-Führung ihre eigenen Mitglieder für Verbrechen und ÜbergriMe zur Rechenschaft ziehen

wird. Auch wird berichtet, dass es eine neue Strategie der Taliban sei, die Beteiligung an gezielten Tötungen zu

leugnen, während sie ihren Kämpfern im Geheimen derartige Tötungen befehlen. Einem Bericht zufolge kann derzeit

jeder, der eine WaMe und traditionelle Kleidung trägt, behaupten, ein Talib zu sein, und Durchsuchungen und



Beschlagnahmungen durchführen. Die Taliban-Kämpfer auf der Straße kontrollieren die Bevölkerung nach eigenen

Regeln und entscheiden selbst, was unangemessenes Verhalten, Frisur oder Kleidung ist. Frühere Angehörige der

Sicherheitskräfte berichten, dass sie sich weniger vor der Taliban-Führung als vor den einfachen Kämpfern fürchten

würden. Es wurde von Hinrichtungen von Zivilist*innen sowie ehemaligen Angehörigen der afghanischen

Sicherheitskräfte und Personen, die vor kurzem Anti-Taliban-Milizen beigetreten waren, berichtet. In der Provinz

Ghazni soll es zur gezielten Tötung von neun Hazara-Männern gekommen sei. Während die Nachrichten aus weiten

Teilen des Landes aufgrund der Schließung von Medienzweigstellen und der Einschüchterung von Journalisten durch

die Taliban spärlich sind, gibt es Berichte über die Verfolgung von Journalisten und die Entführung einer

Menschenrechtsanwältin. Die Taliban haben in den Tagen nach ihrer Machtübernahme systematisch in den von ihnen

neu eroberten Gebieten Häftlinge aus den Gefängnissen entlassen. Eine Richterin wie auch eine Polizistin gaben an,

von ehemaligen Häftlingen verfolgt bzw. von diesen identiPziert und daraufhin von den Taliban verfolgt worden zu

sein. Weiters wird berichtet, dass die Taliban die Familienangehörigen der GeRüchteten bedrohen, unter anderem mit

dem Tod, oder Lösegeld fordern, falls die Geflüchteten nicht zurückkehren (LIB).

Zentrale Akteure

In Afghanistan sind unterschiedliche Gruppierungen aktiv, welche der [bis August 2021 im Amt bePndlichen] Regierung

feindlich gegenüber standen - insbesondere die Grenzregion zu Pakistan war eine ZuRuchtsstätte für unterschiedliche

Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP), Al-Qaida, Haqqani-Netzwerk, Lashkar-e

Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan und Eastern Turkistan Movement. Mitte

August 2021 formierte sich die National Resistance Front. Die Auswirkungen der Machtübernahme der Taliban auf die

Konfliktdynamik und politische Landschaft Afghanistans sind noch nicht abschließend ersichtlich (LIB).

Die Geschichte Afghanistans ist seit langem von der Interaktion lokaler Kräfte mit dem Staat geprägt - von der

Kooptation von Stammeskräften durch dynastische Herrscher über die Entstehung von Partisanen- und

Mudschaheddin-Kräften nach der sowjetischen Invasion bis hin zu den anarchischen Milizkämpfen, die in den 1990er

Jahren an die Stelle der Politik traten. Das Erbe der letzten Jahrzehnte der Mobilisierung und Militarisierung, der

wechselnden Loyalitäten und der Umbenennung (sog. „re-hatting“: wenn eine bewaMnete Gruppe einen neuen

Schirmherrn oder ein neues Etikett erhält, aber ihre Identität und Kohärenz beibehält) ist auch heute noch einer der

stärksten Faktoren, die die afghanischen Kräfte und die damit verbundene politische Dynamik prägen. Die unmittelbar

nach 2001 durchgeführten Reformen des Sicherheitssektors und die Demobilisierungswellen haben diese nie wirklich

aufgelöst. Stattdessen wurden sie zu neuen Wegen, um die Parteinetzwerke und Klientelpolitik zu rehabilitieren oder

zu legitimieren, oder in einigen Fällen neue sicherheitspolitische Akteure und Machthaber zu schaMen. Angesichts des

Truppenabzugs der US-Streitkräfte haben verschiedene Machthaber Afghanistans, wie zum Beispiel Mohammad Ismail

Khan (von der Partei Jamiat-e Islami), Abdul Rashid Dostum (Jombesh-e Melli Islami), Mohammad Atta Noor

(Vorsitzender einer Jamiat-Fraktion), Mohammad Mohaqeq (Hezb-e Wahdat-e Mardom) und Gulbuddin Hekmatyar

(Hezb-e Islami), im Sommer 2021 zum ersten Mal seit 20 Jahren wieder öMentlich über die Mobilisierung bewaMneter

Männer außerhalb der afghanischen Armee- und Regierungsstrukturen gesprochen. Während die Präsenz von Milizen

für viele Afghanen seit Jahren eine lokale Tatsache ist, wurde [in der Ära der afghanischen Regierungen 2001 -

15.8.2021] doch noch nie so deutlich öMentlich die Notwendigkeit einer Mobilisierung gesprochen oder der Wunsch,

autonome Einflusssphären zu schaffen, geäußert (LIB).

Im ersten Halbjahr 2021 waren - damals noch als „regierungsfeindliche Elemente“ bezeichnete - Gruppierungen wie die

Taliban, ISKP und nicht näher definierte Elemente insgesamt für 64 % der zivilen Opfer verantwortlich. 39 % aller zivilen

Opfer entPelen davon auf die Taliban, 9 % auf den ISKP und 16 % auf nicht näher dePnierte regierungsfeindliche

Elemente. Vor der Machtübernahme der Taliban als „regierungsfreundliche bewaMnete Gruppierungen“ bezeichnete

Akteure waren im selben Zeitraum für 2 % der von UNAMA erfassten zivilen Opfer verantwortlich. Auf Handlungen der

[damals] regulären Streitkräfte der Afghan National Security and Defense Forces (ANDSF) wurden dagegen 23 % der

zivilen Opfer zurückgeführt (LIB).

Der ISKP hat in den Monaten seit der Machtübernahme der Taliban im August 2021 seine AngriMe gegen die Taliban

verstärkt und eine Handvoll öMentlichkeitswirksamer Selbstmordattentate auf Ziele wie Moscheen und Krankenhäuser

verübt und kleinere, aber zahlreichere Anschläge mit Sprengsätzen und HandfeuerwaMen gegen die militärischen

Kräfte der Taliban durchgeführt. Als Reaktion darauf haben die Taliban mehr als 1.000 Kämpfer in die Provinz

Nangarhar, dem Zentrum der ISKP-Operationen, geschickt, um die Gruppe zu bekämpfen. Aktuell liegt nach Ansicht



des Long War Journal der Vorteil klar bei den Taliban, da der ISKP über keine Verbündete im In- oder Ausland verfügt

und die Taliban im Zuge der Machtübernahme ein großes WaMenarsenal requirieren konnten sowie über territoriale

Kontrolle in alle Provinzen verfügen (LIB).

Lage in den Regionen

Afghanistan verfügt über 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind. Auf einer Fläche von 652.860 Quadratkilometern

leben ca. 32,9 Millionen bis 40 Millionen Menschen. Inwieweit die Talibanregierung landesweit über umfassende

Kontroll- und Durchgriffsmöglichkeiten verfügt, kann gegenwärtig nicht bewertet werden (LIB).

Kabul (Stadt)

Die Stadt Kabul ist die Hauptstadt Afghanistans und auch ein Distrikt in der Provinz Kabul. Es ist die

bevölkerungsreichste Stadt Afghanistans, mit einer geschätzten Einwohnerzahl von 4.434.550 Personen für den

Zeitraum 2020/2021. Die genaue Bevölkerungszahl ist jedoch umstritten, und Schätzungen reichen von 3,5 Millionen

bis zu möglicherweise 6,5 Millionen- Laut einem Bericht expandierte die Stadt, die vor 2001 zwölf Stadtteile zählte,

aufgrund ihres signiPkanten demographischen Wachstums und ihrer horizontalen Expansion auf 22. Die Bevölkerung

besteht aus Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Sikhs und Hindus (LIB).Die Stadt Kabul

ist die Hauptstadt Afghanistans und auch ein Distrikt in der Provinz Kabul. Es ist die bevölkerungsreichste Stadt

Afghanistans, mit einer geschätzten Einwohnerzahl von 4.434.550 Personen für den Zeitraum 2020 aus 2021,. Die

genaue Bevölkerungszahl ist jedoch umstritten, und Schätzungen reichen von 3,5 Millionen bis zu möglicherweise 6,5

Millionen- Laut einem Bericht expandierte die Stadt, die vor 2001 zwölf Stadtteile zählte, aufgrund ihres signiPkanten

demographischen Wachstums und ihrer horizontalen Expansion auf 22. Die Bevölkerung besteht aus Paschtunen,

Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Sikhs und Hindus (LIB).

Hauptstraßen verbinden die afghanische Hauptstadt mit dem Rest des Landes, inklusive der Ring Road (Highway 1),

welche die fünf größten Städte Afghanistans – Kabul, Herat, Mazar-e Sharif, Kandahar und Jalalabad – miteinander

verbindet. In Kabul gibt es einen internationalen Flughafen über den (Stand November 2021) nationale und

internationale Flüge abgefertigt werden, wenn auch im weit geringeren Ausmaß als vor der Machtübernahme der

Taliban im August 2021 (LIB).

Was die ethnische Verteilung der Stadtbevölkerung betriMt, so ist Kabul Zielort für verschiedene ethnische, sprachliche

und religiöse Gruppen, und jede von ihnen hat sich an bestimmten Orten angesiedelt, je nach der geograPschen Lage

ihrer Heimatprovinzen. Dies gilt für die Altstadt ebenso wie für weiter entfernte Stadtviertel, und sie wird in den

ungeplanten Gebieten immer deutlicher. In den Stadtvierteln, die von neu eingewanderten Menschen mit gleichem

regionalem oder ethnischem Hintergrund dicht besiedelt sind, ist eine Art „Dorfgesellschaft“ entstanden, deren

Bewohner*innen sich kennen und direktere Verbindungen zu ihrer Herkunftsregion haben als zum Zentrum Kabuls

(LIB).

Aktuelle Lage und jüngste Entwicklungen

Die Kriminalitätsrate in Kabul ist hoch. Lokale Medien berichten von mehr als 40 Entführungen von Geschäftsleuten in

den zwei Monaten nach der Übernahme der Kontrolle durch die Taliban. Anderen Quellen zufolge ist die Zahl weitaus

höher, doch da es keine funktionierende Bürokratie gibt, liegen nur spärliche offizielle Statistiken vor (LIB).

Anfang Oktober 2021 wurden mindestens fünf Zivilpersonen bei einer Bombenexplosion am Eingang einer Moschee

im Zentrum Kabuls getötet. Bei einem komplexen Anschlag auf ein Militärkrankenhaus in der afghanischen Hauptstadt

Kabul sind im November 2021 mehr als 20 Menschen getötet und mindestens 16 verletzt worden. Mitte November

2021 explodierte eine Magnetbombe, die an einem Minivan befestigt war, in dem stark schiitisch geprägten Viertel

Dasht-e Barchi, wobei unter anderen ein Journalist getötet wurde. Mitte Dezember 2021 kam es zu zwei

Bombenanschlägen in hauptsächlich schiitischen Gegenden Kabuls bei denen mindestens eine Person getötet wurde.

Der ISKP bekannte sich zu dem Anschlag.

Nach einem Sprecher der Taliban wurde am 07.11.2021 Qari Baryal als Gouverneur der Provinz Kabul ernannt, welcher

Berichten zufolge vom US-Militär als ein „mit Al-Qaida verbundenen Taliban-Führer“ bezeichnet wurde.

Nord-Afghanistan



Im Norden Afghanistans bePnden sich die Provinzen Badakhshan, Baghlan, Balkh, Faryab, Jawzjan, Kunduz, Nuristan,

Panjsher, Samangan, Sar-i-Pul und Takhar (LIB).

Bis zur Fertigstellung des Salang-Tunnels Mitte der 1960er Jahre war diese Region durch den Hindukusch vom übrigen

Afghanistan relativ isoliert. Mazar-e Sharif ist die größte Stadt in Nordafghanistan. In der Region leben u. a. viele

Usbeken, Tadschiken und Turkmenen. Balkh bzw. die Hauptstadt Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz sowie

ein regionales Handelszentrum (LIB).

Die Ring Road verbindet Balkh mit den Nachbarprovinzen Jawzjan im Westen und Kunduz im Osten sowie in weiterer

Folge mit Kabul. Rund 30 km östlich von Mazar-e Sharif zweigt der National Highway (NH) 89 von der Ring Road

Richtung Norden zum Grenzort Hairatan/Termiz ab. Dies ist die Haupttransitroute für Warenverkehr zwischen

Afghanistan und Usbekistan (LIB).

In Mazar-e Sharif gibt es einen internationalen Flughafen (Mawlana Jalaluddin Mohammad Balkhi International Airport)

über den, mit Stand November 2021, nationale und internationale Flüge abgefertigt werden, wenn auch im weit

geringeren Ausmaß als vor der Machtübernahme der Taliban im August 2021 (LIB).

Aktuelle Lage und jüngste Entwicklungen

Die Widerstandsfront in Panjshir hat sich in die unwegsamen Seitentäler des Panjshir-Tals zurückgezogen und verübt

von dort gezielte AngriMe auf Kämpfer der Taliban. Ähnliches gilt für weitere angrenzende Gebiete im Norden (AA

21.10.2021). Ende August 2021 gaben Anti-Taliban-Kräfte an, drei Distrikte in Baghlan, an der Grenze zu Panjshir

eingenommen zu haben- Mit Oktober 2021 wird weiterhin von Aktivitäten von Anti-Talibangruppierungen in Parwan,

Baghlan und Samargan berichtet. Es wird weiters von einer strengen Medienzensur seitens der Taliban berichtet, die

die VeröMentlichung von Nachrichten über die Aktivitäten der „National Resistance Front“ und anderen militanter

Bewegungen in Afghanistan verhindern soll (LIB).

Bei einem vom ISKP für sich behaupteten Selbstmordattentat auf eine Moschee in der Stadt Kunduz sind Anfang

Oktober 2021 nach o[ziellen Angaben mindestens 50 Menschen getötet und mehr als 100 verletzt wurden worden

(LIB).

Im Oktober berichtet Human Rights Watch von Vertreibungen von Hazarafamilien durch Angehörige der Taliban in

Balkh (LIB).

Anfang November wurden bis zu vier Frauen in Mazar-e Sharif getötet, darunter eine Frauenrechtsaktivistin. Berichten

zufolge sind in Mazar-e Sharif die weiterführenden Schulen auch für Mädchen geöMnet, wenn auch strenge

Bekleidungsvorschriften vorliegen, nach denen ein Hijab und Handschuhe getragen werden müssen und nur die

Augen frei bleiben dürfen (LIB).

Am 15.11.2021 äußerte der russische Präsident Vladimir Putin mit Verweis auf die russischen Geheimdienste, dass der

„Islamische Staat“ (IS) über ca. 2.000 Kämpfer im Norden Afghanistans verfügen würde, die als Flüchtlinge getarnt in

die Länder der ehemaligen Sowjetunion und Zentralasiens einreisen könnten (LIB).

West-Afghanistan

Im Westen Afghanistan befinden sich die Provinzen Badghis, Farah, Herat und Nimroz (LIB).

Die Provinz Herat liegt im Westen Afghanistans an der Grenze zwischen Afghanistan und dem Iran. Die

Provinzhauptstadt Herat ist das größte und bedeutendste Stadtgebiet im Westen Afghanistans, in dem

schätzungsweise 400.000 Personen leben. Die Stadt ist mit Kandahar City und Kabul über die Ring Road verbunden.

Während Landwirtschaft und Viehzucht die Haupterwerbszweige in den ländlichen Distrikten der Provinz Herat sind,

dominieren städtische Handels- und Industrieunternehmen die Wirtschaft der Provinzhauptstadt. Der Handel ist eng

mit dem Iran verbunden (LIB).

Aktuelle Lage und jüngste Entwicklungen

Die Klimakrise hat unter anderem auch auf die Provinzen Badghis und Farah große Auswirkungen. Hirten sind

aufgrund der vorherrschenden Dürre gezwungen, ihr Vieh zu verkaufen, Bauern Riehen aus ihren Dörfern und Töchter

werden von ihren Eltern zwangsverheiratet und verkauft, um die Familie zu ernähren. In Farah warten Tagelöhner auf



den Straßen der Stadt auf die seltenen Arbeitsangebote und die Vertriebenen berichten, dass es kaum Soforthilfe gibt

(LIB).

In Herat beobachtet Ärzte ohne Grenzen eine besorgniserregende Zunahme der Unterernährung. Die

Gesundheitseinrichtungen in der Region werden entweder geschlossen oder bieten nur noch ein Minimum an

Leistungen mit den verbleibenden Mitteln an. Kurz nach der Eroberung der Stadt Herat durch die Taliban im August

2021 wurde berichtet, dass viele Frauen von ihrem Arbeitsplatz ausgeschlossen wurden. Am 02.09.2021 protestierten

Dutzende von Frauen in Herat gegen die Frauenpolitik der Taliban, unter anderem für das Recht auf Arbeit. Im

September erschossen die Taliban nach eigenen Angaben vier mutmaßliche Entführer. Im Anschluss wurden ihre

Leichen auf öMentlichen Plätzen in der Stadt Herat als „Abschreckung“ aufgehängt. Ende Oktober kam es zu einem

KonRikt zwischen Taliban-Mitgliedern und bewaMneten Gruppen in Herat, wobei mehr als ein Dutzend Zivilist*innen

getötet wurden. Nach Angaben der Taliban-Regierung geschah dies im Zuge einer Sonderoperation, die sich gegen

lokale Kriminelle richtete, die an Entführungen beteiligt sind. Die Sicherheitskräfte der Taliban haben im November in

Herat einen jungen Arzt getötet, wie lokale Quellen bestätigten, nachdem er an einem Sicherheitskontrollpunkt der

Polizei nicht angehalten hatte, wie Familienmitglieder berichteten (LIB).

Im Oktober gab der Grenzkommandant von Nimroz an, dass die Zahl der Menschen, die versuchen, die Grenze zu

überqueren, auf 3.000 bis 4.000 pro Tag angestiegen ist, wobei die wenigsten die für die Überquerung der Grenze

notwendigen Papiere hätten (LIB).

Zentral-Afghanistan

Im Zentrum Afghanistan liegen die Provinzen Bamyan, Daikundi, Ghazni, Ghor, Maidan Wardak, Parwan und Uruzgan.

Das zentrale Hochland Afghanistans ist eine Bergregion, auch Hazarajat genannt, und die Heimat der Hazara, die den

größten Teil der Bevölkerung ausmachen. Hazarajat bezeichnet eher eine ethnische und religiöse als eine geograPsche

Zone. Die bevölkerungsreichsten Städte im Hazarajat sind Bamyan, Yakawlang, Nili, Lal wa Sarjangal und Ghazni (LIB).

Aktuelle Lage und jüngste Entwicklungen

Im August 2021 wurden nach Angaben von Amnesty International in der Provinz Daikundi

zwölf ethnische Hazara, unter ihnen ehemalige Mitglieder der Sicherheitskräfte, die sich ergeben hatten, durch die

Taliban getötet. Ebenso getötet wurde ein 17-jähriges Mädchen, welches ins Kreuzfeuer geriet. Im Oktober berichtet

Human Rights Watch von Vertreibungen von Hazarafamilien durch Angehörige der Taliban in Daikundi. Auch aus

Uruzgan gibt es ähnliche Berichte (LIB).

Im November wurden in Ghazni fünf ethnische Hazara durch Unbekannte getötet (LIB).

Im September wurde berichtet, dass in Ghor bereits mehr als ein Dutzend Kinder verhungert sei. Wie auch in anderen

Provinzen des Landes, sind Familien gezwungen ihre minderjährigen Töchter zu verkaufen, um die Familie zu

ernähren. Im September wurde in Ghor eine schwangere Polizistin vor den Augen ihrer Familie getötet; beschuldigt

werden die Taliban (LIB).

Ohne genaue Zahlen zu nennen, sagte ein Taliban-Sprecher, dass bei einer Razzia in einem IS-Versteck in der Stadt

Charikar in Parwan mehrere Kämpfer des Islamischen Staates getötet und festgenommen worden seien (LIB).

Ost-Afghanistan

Im Osten Afghanistans liegen die Provinzen Khost, Kabul (s oben), Kapisa, Kunar, Laghman, Logar, Nangarhar, Paktia

und Paktika. Der Osten Afghanistans grenzt an Pakistan und ist ein wichtiger Teil des paschtunischen Heimatlandes,

dessen StammeseinRuss sich bis nach Westpakistan erstreckt. Jalalabad, die Hauptstadt der Provinz Nangahar, liegt

auf halbem Weg zwischen Torkham (Ende des Khyber-Passes und Kabul/Grenze zu Pakistan) und ist die wichtigste

afghanische Stadt im Osten und gilt als das Tor nach Afghanistan vom Khyber-Pass aus. Berge und Täler (oft sehr

abgelegen) dominieren die Region (LIB).

Aktuelle Lage und jüngste Entwicklungen

ISKP ist mit Anschlägen gegen Taliban-Kämpfer, die teilweise auch die Zivilbevölkerung treMen, vor allem in den

östlichen Provinzen Kunar und Nangahar aktiv. Im Oktober 2021 gab es Berichte, wonach in Nangarhar in Jalalabad

Leichen entdeckt wurden, einige mit handgeschriebenen Notizen in ihren Taschen, auf denen sie beschuldigt wurden,

Mitglieder der ISKP zu sein. Die Taliban werden beschuldigt, für diese Tötungen verantwortlich zu sein (LIB).



BewaMnete, die sich als Taliban zu erkennen gaben, griMen eine Hochzeit in Nangarhar an, um die Wiedergabe von

Musik zu stoppen. Dabei wurden mindestens zwei Menschen getötet und zehn weitere verletzt. Ein Sprecher der

Taliban erklärte, die BewaMneten gehörten nicht zum „Islamischen Emirat“, und fügte hinzu, der Vorfall sei auf einen

persönlichen Streit zurückzuführen. Zwei Verdächtige wurden verhaftet (LIB).

Bei einer Explosion in einer Moschee in der Region Spin Ghar in der Provinz Nangarhar während des Freitagsgebets im

November 2021 wurden nach Angaben von Anwohnern und Taliban-Beamten mindestens drei Menschen getötet und

15 weitere verletzt (LIB.)

Im Oktober 2021 wurden mindestens sieben Personen getötet und 15 weitere verletzt, als in Khost ein Sprengsatz

explodierte. Ebenso kam es im selben Monat in Asadabad der Hauptstadt von Kunar zu einer Explosion bei der der

Polizeichef der Taliban der Provinz getötet wurde und elf weitere Personen verletzt wurden (LIB).

Im November 2021 wurden hochrangige Mitglieder des Haqqani-Netzwerkes durch die Taliban-Regierung zu

Gouverneuren von Logar und Khost ernannt (LIB).

Süd-Afghanistan

Im Süden Afghanistans liegen die Provinzen Helmand, Kandarhar und Zabul. Kandahar, die zweitgrößte Stadt

Afghanistans, beherrscht den Süden Afghanistans, der als „Geburtsort“ der Taliban gilt. Die Stadt ist eine wichtige

paschtunische Hochburg und war in den letzten 15 Jahren, bis zur Machtübernahme der Taliban im August 2021,

Schauplatz heftiger Kämpfe zwischen den Taliban und den ehemaligen nationalen Sicherheitskräften Afghanistans

sowie der USA und der NATO. Eine weitere wichtige Stadt im Süden ist Lashkargah, die Hauptstadt der Provinz

Helmand, wo der größte Teil des afghanischen Opiums angebaut wird (LIB).

In Kandarhar gibt es einen internationalen Flughafen über den (Stand November 2021) nationale und internationale

Flüge abgefertigt werden, wenn auch im weit geringeren Ausmaß als vor der Machtübernahme der Taliban im August

2021 (LIB).

Aktuelle Lage und jüngste Entwicklungen

Am 15.10.2021 wurden bei einem Selbstmordanschlag auf eine schiitische Moschee in der Stadt Kandahar zahlreiche

Zivilpersonen getötet. Im Oktober 2021 wurde berichtet, dass Zivilisten durch aufgegebene improvisierte Sprengkörper

(IEDs) und nicht explodierte Kampfmittel (UXOs) in ländlichen Gebieten der Provinz Kandahar verletzt wurden (LIB).

Lokale Medien berichten im September, dass Taliban-Beamte in Helmand ein Verbot des Rasierens von Bärten

erlassen haben. UNOCHA berichtet, dass Anfang Oktober 2021 14.000 vormals vertriebene Familien in ihre

Herkunftsregionen in Helmand zurückkehrten (LIB).

Im Oktober 2021 berichtet Human Rights Watch von Vertreibungen von Hazarafamilien durch Angehörige der Taliban

in Helmand und Kandarhar (LIB).

Erreichbarkeit

Die Infrastruktur bleibt ein kritischer Faktor für Afghanistan, trotz der seit 2002 erreichten Infrastrukturinvestitionen

und -optimierungen. Seit dem Fall der ersten Taliban wurde das afghanische Verkehrswesen in städtischen und

ländlichen Gebieten grundlegend erneuert. Beachtenswert ist die Vollendung der „Ring Road“, welche Zentrum und

Peripherie des Landes sowie die Peripherie mit den Nachbarländern verbindet. Investitionen in ein integriertes

Verkehrsnetzwerk werden systematisch geplant und umgesetzt. Dies beinhaltet beispielsweise Entwicklungen im

Bereich des Schienenverkehrs und im Straßenbau (z.B. Vervollständigung und Instandhaltung der Kabul Ring Road, des

Salang-Tunnels, des Lapis-Lazuli-Korridors), aber auch Investitionen aus dem Ausland zur Verbesserung und zum

Ausbau des Straßennetzes und der Verkehrswege (LIB).

Nachdem die Taliban die Kontrolle über Afghanistan übernommen haben, sind Tausende von Menschen über die

Grenze von Chaman ins benachbarte Pakistan oder über den Grenzübergang Islam Kala in den Iran geRohen. Der

Grenzübergang Torkham - neben Chaman der wichtigste Grenzübergang zwischen Afghanistan und Pakistan - war

zeitweilig geschlossen, wurde Mitte September 2021 nach Angaben eines pakistanischen Behördenvertreters für

Fußgänger jedoch wieder geöMnet. Ein ehemaliger US-Militärvertreter erklärte Anfang September 2021,



Überlandverbindungen seien riskant, aber zurzeit die einzige Möglichkeit zur Flucht. Laut US-Militärkreisen haben die

Taliban weitere Kontrollpunkte auf den Hauptstraßen nach Usbekistan und Tadschikistan errichtet. Die Islamisten

verbieten zudem Frauen, ohne männliche Begleitung zu reisen (LIB)

Die vier internationalen Flughäfen in Kabul, Mazar-e Sharif, Herat und Kandarhar sind für internationale Flüge

geöMnet, auch wenn die Anzahl der Flüge seit der Machtübernahme der Taliban abgenommen hat. Die meisten

internationalen Flüge werden über die Flughäfen Kabul und Mazar abgewickelt (LIB).

Rechtsschutz/Justizwesen

Die Taliban kündigten nach ihrer Machtübernahme im August 2021 an, dass zukünftig eine islamische Regierung von

islamischen Gesetzen angeleitet werden soll, das Regierungssystem solle auf der Scharia basieren. Sie blieben dabei

allerdings sehr vage bezüglich der konkreten Auslegung. „Scharia“ bedeutet auf Arabisch „der Weg“ und bezieht sich

auf ein breites Spektrum an moralischen und ethischen Grundsätzen, die sich aus dem Koran sowie aus den

Aussprüchen und Praktiken des Propheten Mohammed ergeben. Die Grundsätze variieren je nach der Auslegung

verschiedener Gelehrter, die Denkschulen gegründet haben, denen die Muslime folgen und die sie als Richtschnur für

ihr tägliches Leben nutzen. Die Auslegung der Scharia ist in der muslimischen Welt Gegenstand von Diskussionen. Jene

Gruppen und Regierungen, die ihr Rechtssystem auf die Scharia stützen, haben dies auf unterschiedliche Weise getan.

Wenn die Taliban sagen, dass sie die Scharia einführen, bedeutet das nicht, dass sie dies auf eine Weise tun, der

andere islamische Gelehrte oder islamische Autoritäten zustimmen würden. Sogar in Afghanistan haben sowohl die

Taliban, die das Land zwischen 1996 und 2001 regierten, als auch die Regierung von Ashraf Ghani behauptet, das

islamische Recht zu wahren, obwohl sie unterschiedliche Rechtssysteme hatten (LIB).

Die Auslegung des islamischen Rechts durch die Taliban entstammt nach Angaben eines Experten dem Deobandi-

Strang der HanaP-Rechtsprechung - einem Zweig, der in mehreren Teilen Südostasiens, darunter Pakistan und Indien,

anzutreMen ist - und der eigenen gelebten Erfahrung als überwiegend ländliche und stammesbezogene Gesellschaft.

Als die Taliban 1996 an die Macht kamen, setzten sie strenge Kleidervorschriften für Männer und Frauen durch und

schlossen Frauen weitgehend von Arbeit und Bildung aus. Die Taliban führten auch strafrechtliche Bestrafungen

(hudood) im Einklang mit ihrer strengen Auslegung des islamischen Rechts ein, darunter öMentliche Hinrichtungen von

Menschen, die von Taliban-Richtern des Mordes oder des Ehebruchs für schuldig befunden wurden, und

Amputationen für diejenigen, die aufgrund von Diebstahl verurteilt wurden (LIB).

Sicherheitsbehörden

Die Taliban haben mit ihrer Machtübernahme im August 2021 faktisch die Verantwortung für die Sicherheit im Land

übernommen. Die Ein- und Zuteilung der bisherigen Kämpfer für diese Aufgaben folgt keiner einheitlichen Regelung.

Neben bewaMneten Talibankämpfern in Uniform gibt es auch weiter eine Vielzahl von Talibankämpfern in zivil, die

Sicherheitsaufgaben wahrnehmen, ohne dass klar wäre, in wessen Auftrag oder auf welcher Grundlage sie dies tun.

Angaben des amtierenden Oberbefehlshabers der Taliban Qari Fasihuddin zufolge planen die Taliban den Aufbau

einer regulären Armee unter Einbeziehung bisheriger Sicherheitskräfte, deren gute Ausbildung man nutzen wolle.

Gleiches soll auch für die Polizei gelten. Erkenntnisse über die Umsetzung dieser Planungen liegen bisher nicht vor

(LIB).

Wachsende Kriminalität war bereits in den vergangenen Jahren ein Problem, insbesondere in den Städten. Die Taliban

nehmen für sich in Anspruch, dem entgegenzuwirken. Ihnen nahestehende Medien veröMentlichen beispielsweise

Berichte über die Befreiung von Entführungsopfern oder die Gefangennahme von Dieben und Drogenschmugglern.

Gleichzeitig existieren Berichte über öMentliche Strafmaßnahmen gegen und Zurschaustellung von Verbrechern durch

die Taliban. Dies entspricht auch dem gängigen Vorgehen des ersten Talibanregimes (LIB).

Über zielgerichtete, groß angelegte Vergeltungsmaßnahmen gegen ehemalige Angehörige der Regierung oder

Sicherheitskräfte oder Verfolgung bestimmter Bevölkerungsgruppen gibt es bislang keine fundierten Erkenntnisse.

Obwohl die Taliban eine „Generalamnestie“ für alle versprochen haben, die für die frühere Regierung gearbeitet haben

(ohne formellen Erlass), gibt es Berichte aus Teilen Afghanistans unter anderem über die gezielte Tötung von

Personen, die früher für die Regierung gearbeitet haben. Es wurde berichtet, dass die Taliban eine schwangere

Polizistin vor den Augen ihrer Familie getötet, und weitere Berichte wonach ehemalige Polizisten oder Dolmetscher

getötet wurden. Nach einem Bericht von Human Rights Watch (HRW) vom November 2021 wurden seit der

Machtübernahme der Taliban mehr als 100 ehemalige Polizei- und Geheimdienstmitarbeiter in nur vier Provinzen



(Ghazni, Helmand, Kandahar, and Kunduz) exekutiert oder waren gewaltsamem „Verschwindenlassen“ ausgesetzt

(LIB).

Während im Oktober afghanische Militärpiloten noch berichteten, dass ihre in Afghanistan verbliebenen Verwandten

mit dem Tod bedroht würden, sollten sie nicht zurückkehren, forderte der Sprecher der Talibanregierung diese auf, im

Land zu bleiben bzw. Zurückzukehren. Sie würden durch eine Amnestie geschützt und nicht verhaftet werden. Dies

geschah, nachdem Dutzende von in den USA ausgebildeten afghanischen Piloten Tadschikistan im Rahmen einer von

den USA vermittelten Evakuierung verlassen hatten, wohin sie zuvor geflüchtet waren (LIB).

Folter und unmenschliche Behandlung

Unter der vormaligen Regierung war laut der afghanischen Verfassung (Artikel 29) sowie dem Strafgesetzbuch (Penal

Code) und dem afghanischen Strafverfahrensrecht (Criminal Procedure Code) Folter verboten. Die Regierung erzielte

Fortschritte bei der Verringerung der Folter in einigen Haftanstalten, versäumte es jedoch, Mitglieder der

Sicherheitskräfte und prominente politische Persönlichkeiten für Misshandlungen, einschließlich sexueller ÜbergriMe,

zur Rechenschaft zu ziehen.

Über systematische staatliche Folter ist bislang nichts bekannt. Es gibt jedoch zahlreiche Berichte über Folter und

grausame, unmenschliche und erniedrigende Bestrafung durch die Taliban, ISKP und andere regierungsfeindliche

Gruppen. UNAMA berichtet, dass zu den von den Taliban durchgeführten Bestrafungen Schläge, Amputationen und

Hinrichtungen gehörten. Die Taliban hielten UNAMA zufolge Häftlinge unter schlechten Bedingungen fest und setzten

sie Zwangsarbeit aus. Auch gibt es Berichte über die Folter von Journalisten (LIB).

Grund- und Menschenrechte

Allgemeine Menschenrechtslage

Es ist nicht davon auszugehen, dass die Verfassung der afghanischen Republik aus Sicht der Taliban aktuell fortbesteht.

Eine neue oder angepasste Verfassung existiert bislang nicht; politische Aussagen der Taliban, übergangsweise die

Verfassung von 1964 in Teilen nutzen zu wollen, blieben bislang ohne unmittelbare Auswirkungen (LIB).

Es gibt Berichte über grobe Menschenrechtsverletzungen durch die Taliban nach ihrer Machtübernahme im August

2021, wobei diese im Einzelfall nur schwer zu veriPzieren sind, darunter Hausdurchsuchungen, Willkürakte und

Erschießungen. Die Gruppe soll Tür-zu-Tür-Durchsuchungen durchführen, und auch an einigen Kontrollpunkten der

Taliban wurden gewalttätige Szenen gemeldet. Diejenigen, die für die Regierung oder andere ausländische Mächte

gearbeitet haben, sowie Journalisten und Aktivisten sagen, sie hätten Angst vor Repressalien. Es existieren Berichte

über Einzeltäter oder kriminelle Gruppen, die sich als Taliban ausgeben und Hausdurchsuchungen, Plünderungen oÄ

durchführen. Beispielsweise wurde Berichten zufolge ein beliebter Komiker, der früher für die Polizei gearbeitet hatte,

aus seinem Haus entführt und von den Taliban etwa Ende Juli 2021 getötet, ein Volkssänger von den Taliban

erschossen und eine frühere Polizeiangestellte, die im achten Monat schwanger war, vor ihren Kindern erschossen

(LIB).

Die Europäische Union hat erklärt, dass die von ihr zugesagte Entwicklungshilfe in Höhe von mehreren Milliarden

Dollar von Bedingungen wie der Achtung der Menschenrechte durch die Taliban abhängt (LIB).

Religionsfreiheit

Etwa 99% der afghanischen Bevölkerung sind Muslime. Die Sunniten werden auf 80 bis 89,7% und die Schiiten auf 10

bis 19% der Gesamtbevölkerung geschätzt. Andere Glaubensgemeinschaften wie die der Sikhs, Hindus, Baha´i und

Christen machen weniger als 0,3% der Bevölkerung aus. Genaue Angaben zur Größe der christlichen Gemeinschaft

sind nicht vorhanden. Der letzte bislang in Afghanistan lebende Jude hat nach der Machtübernahme der Taliban das

Land verlassen. Die muslimische Gemeinschaft der Ahmadi schätzt, dass sie landesweit 450 Anhänger hat, gegenüber

600 im Jahr 2017. Genaue Angaben zur Größe der Gemeinschaft der Ahmadi und der christlichen Gemeinschaft sind

nicht vorhanden (LIB).

Bereits vor der Machtübernahme der Taliban waren die Möglichkeiten der konkreten Religionsausübung für Nicht-

Muslim*innen durch gesellschaftliche Stigmatisierung, Sicherheitsbedenken und die spärliche Existenz von

Gebetsstätten extrem eingeschränkt. In den fünf Jahren vor der Machtübernahme der Taliban im August 2021 gab es

keine Berichte über staatliche Verfolgungen wegen Blasphemie oder Apostasie; jedoch berichteten Personen, die vom



Islam konvertieren, dass sie weiterhin die Annullierung ihrer Ehen, die Ablehnung durch ihre Familien und

Gemeinschaften, den Verlust ihres Arbeitsplatzes und möglicherweise die Todesstrafe riskierten. Nach Angaben der

US-Kommission für internationale Religionsfreiheit (USCIRF) sind Angehörige religiöser Gruppen auch weiterhin stark

von der Verfolgung durch die Taliban bedroht (LIB).

Schiiten

Der Anteil schiitischer Muslime an der Bevölkerung wurde vor der Machtübernahme der Taliban auf 10 bis 19%

geschätzt. Gemäß Gemeindeleitern sind die Schiiten Afghanistans mehrheitlich Jafari-Schiiten (Zwölfer-Schiiten), 90%

von ihnen gehören zur ethnischen Gruppe der Hazara. Daneben gibt es auch Ismailiten (LIB, Schiiten).

Direkte Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten waren vor der Machtübernahme durch die Taliban in

Afghanistan selten. Im Jahr 2020 verzeichnete UNAMA 19 AngriMe mit 115 zivilen Opfern (60 Tote und 55 Verletzte), die

dem ISKP (Islamischer Staat Khorasan Provinz) und anderen regierungsfeindlichen Elementen zugeschrieben werden

und die auf Kultstätten, religiöse Führer und Gläubige abzielten, verglichen mit 20 AngriMen im Jahr 2019 mit 236

zivilen Opfern (80 Tote und 156 Verletzte). Auch nach der Machtübernahme der Taliban ging der ISKP gezielt gegen

Schiiten vor mit Angriffen in Kabul, Jalalabad, Herat, Kandarhar und Kunduz (LIB).

Im Juli 2021 berichtete Amnesty International über die Tötung von neun Angehörigen der Hazara in der Provinz Ghazni

und im August 2021 sollen nach Angaben der NGO in der Provinz Daikundi 13 Angehörige der Hazara-Minderheit,

darunter ein 17-jähriges Mädchen, von den Taliban getötet worden sein. Amnesty nimmt an, dass diese Tötungen nur

einen winzigen Bruchteil der gesamten Todesopfer durch die Taliban darstellen, da die Gruppe in vielen Gebieten, die

sie kürzlich erobert hat, die Mobilfunkverbindung gekappt hat und kontrolliert, welche Fotos und Videos aus diesen

Regionen verbreitet werden (LIB).

Im Oktober kam es zu Anschlägen auf schiitische Moscheen in Kandarhar und Kunduz mit vielen Todesopfern. Nach

diesen Angriffen versprachen die Taliban die Sicherheitsmaßnahmen vor schiitischen Moscheen zu erhöhen (LIB).

Human Rights Watch berichtet, dass Angehörige der Taliban beschuldigt werden, Zwangsumsiedlungen, vor allem

unter Angehörigen der schiitischen Hazara, vorzunehmen um das Land unter ihren eigenen Anhängern aufzuteilen. In

Helmand und Balkh wurden Anfang Oktober Hunderte von Hazara-Familien vertrieben, und in 14 Dörfern in Daikundi

und Uruzgan wurden im September mindestens 2.800 Hazara-Bewohner*innen vertrieben (LIB).

Ethnische Gruppen

In Afghanistan leben laut Schätzungen zwischen 32 und 37,5 Millionen Menschen. Zuverlässige statistische Angaben zu

den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren nicht. Schätzungen zufolge sind die größten

Bevölkerungsgruppen: 32 bis 42% Paschtunen, ca. 27% Tadschiken, 9 bis 20% Hazara, ca. 9% Usbeken, 2% Turkmenen

und 2% Belutschen (LIB).

Neben den alten Blöcken der Islamisten und linksgerichteten politischen Organisationen [Anm.: welche oftmals vor

dem Einmarsch der Sowjetunion in Afghanistan entstanden] mobilisieren politische Parteien in Afghanistan

vornehmlich entlang ethnischer Linien, wobei letztere Tendenz durch den Krieg noch weiter zugenommen hat.

Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten weiterhin in Konflikten und Tötungen (LIB).

Die am 7.9.2021 gebildete Übergangsregierung der Taliban umfasste nur drei Vertreter der usbekischen bzw. der

tadschikischen Minderheiten, durch weitere Ernennungen kamen mittlerweile wenige weitere, darunter ein Vertreter

der Hazara, hinzu. Darüber hinaus unterliegen – soweit bislang erkennbar – ethnische Minderheiten, aber keiner

grundsätzlichen Verfolgung durch die Taliban, solange sie deren Machtanspruch akzeptieren (LIB).

Die Taliban sind eine vorwiegend paschtunische Bewegung, werden aber nicht als nationalistische Bewegung gesehen.

Die Taliban rekrutieren auch aus anderen ethnischen Gruppen. Die Unterstützung der Taliban durch paschtunische

Stämme ist oftmals in der Marginalisierung einzelner Stämme durch die Regierung und im Konkurrenzverhalten oder

der Rivalität zwischen unterschiedlichen Stämmen begründet (LIB).

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 9 bis 10% der Bevölkerung aus. Die Hazara besiedelten traditionell

das Bergland in Zentralafghanistan, das sich zwischen Kabul im Osten und Herat im Westen erstreckt; der Hazarajat

[zentrales Hochland] umfasst die Provinzen Bamyan, Ghazni, Daikundi und den Westen der Provinz (Maidan) Wardak

sowie Teile der Provinzen Ghor, Uruzgan, Parwan, Samangan, Baghlan, Balkh, Badghis, und Sar-e Pul. Jahrzehntelange



Kriege und schwierige Lebensbedingungen haben viele Hazara aus ihrer Heimatregion in die afghanischen Städte,

insbesondere nach Kabul, getrieben. Viele Hazara leben unter anderem in Stadtvierteln im Westen der Stadt Kabul,

insbesondere in Kart-e Se, Dasht-e Barchi sowie in den Stadtteilen Kart-e Chahar, Deh Buri, Afshar und Kart-e

Mamurin (LIB).

Wichtige Merkmale der ethnischen Identität der Hazara sind ihr ethnisch-asiatisches Erscheinungsbild. Ethnische

Hazara sind mehrheitlich Zwölfer-Schiiten, auch bekannt als Jafari Schiiten. Eine Minderheit der Hazara, die vor allem

im nordöstlichen Teil des Hazarajat lebt, ist ismailitisch. Ismailitische Muslime, die vor allem, aber nicht ausschließlich,

Hazara sind, leben hauptsächlich in Kabul sowie den zentralen und nördlichen Provinzen Afghanistans (LIB).

Die Hazara-Gemeinschaft/Gesellschaft ist traditionell strukturiert und basiert auf der Kernfamilie bzw. dem Klan. Sollte

der dem Haushalt vorstehende Mann versterben, wird die Witwe Haushaltsvorständin, bis der älteste Sohn volljährig

ist. Es bestehen keine sozialen und politischen Stammesstrukturen. Hazara neigen sowohl in ihren sozialen, als auch

politischen Ansichten dazu, liberal zu sein, was im Gegensatz zu den Ansichten sunnitischer Militanter steht (LIB).

Die Lage der Hazara, die während der ersten Taliban-Herrschaft [1996-2001] besonders verfolgt waren, hat sich [bis

zur erneuten Machtübernahme durch die Taliban im August 2021] grundsätzlich verbessert. Sie wurden jedoch

weiterhin am Arbeitsmarkt diskriminiert. Soziale Diskriminierung gegen schiitische Hazara, basierend auf Klasse,

Ethnie oder religiösen Ansichten, fanden ihre Fortsetzung in Erpressung (illegale Steuern), Zwangsrekrutierung,

Zwangsarbeit, physischer Misshandlung und Inhaftierung (LIB).

Während des gesamten Jahres 2020 und auch 2021 setzte der ISKP seine AngriMe auf schiitische Gemeinschaften,

vorwiegend Hazara, fort. Am 06.03.2021 griMen BewaMnete eine Zeremonie in Kabul an, an der hauptsächlich

schiitische Hazara teilnahmen, und töteten 32 Personen. Am 24.10.2020 tötete ein Selbstmordattentäter in einem

Bildungszentrum in einem Hazara-Viertel von Kabul 40 Personen und verwundete 72 weitere. Der ISKP bekannte sich

dazu. Viele der Opfer waren zwischen 15 und 26 Jahre alt. Das von schiitischen Hazara bewohnte Gebiet Dasht-e

Barchi in Westkabul ist immer wieder Ziel von Angriffen wie im Mai 2021, als eine Autobombe vor einer Mädchenschule

in Dasht-e Barchi explodierte, wobei 58 Personen, darunter Schülerinnen, getötet und mehr als 100 verletzt wurden. In

Randgebieten des Hazarajat kommt es immer wieder zu Spannungen und teilweise gewaltsamen

Auseinandersetzungen zwischen Nomaden und sesshaften Landwirten, oftmals Hazara. Im Juli 2021 berichtete

Amnesty International über die Tötung von neun Angehörigen der Hazara in der Provinz Ghazni und im August 2021

sollen nach Angaben der NGO in der Provinz Daikundi 13 Angehörige der Hazara-Minderheit, darunter ein 17-jähriges

Mädchen von den Taliban getötet worden sein. Nach Einschätzung von Amnesty stellen diese Tötungen nur einen

winzigen Bruchteil der gesamten Todesopfer durch die Taliban dar, da die Gruppe in vielen Gebieten, die sie kürzlich

erobert hat, die Mobilfunkverbindung gekappt hat und kontrolliert, welche Fotos und Videos aus diesen Regionen

verbreitet werden (LIB).

Im Zuge der Machtübernahme durch die Taliban im August 2021 haben diese erklärt, alle Teile der afghanischen

Gesellschaft zu akzeptieren und ihre Interessen berücksichtigen zu wollen. Sie haben insbesondere den überwiegend

der schiitischen Konfession angehörigen Hazara, die während des ersten Talibanregimes benachteiligt und teilweise

verfolgt wurden, Zusicherungen gemacht. Zum Nachweis haben die Taliban mit ihren Kämpfern die Ashura-

Feierlichkeiten [Anm.: Gedenken des Martyriums von Imam Hussein, einem Enkel des Propheten Mohammed] am

19.8.2021 abgesichert und sich medienwirksam mit Hazara-Führern getroMen. Nach Angaben des in London lebenden

Journalisten und eines afghanischen Rechtsprofessors werden die Hazara in Afghanistan von vielen Taliban-

Mitgliedern weiterhin als minderwertig angesehen, da sie schiitische Muslime sind. Die dänische

Einwanderungsbehörde verweist in einem Bericht auf zwei Quellen, denen zufolge Hazara seit der Machtübernahme

durch die Taliban beim Zugang zum Rechtssystem und zu Ressourcen diskriminiert werden. Außerdem wurde die

Hazara-Gemeinschaft weitgehend von der Übergangsregierung und anderen hochrangigen Positionen auf nationaler

und provinzieller Ebene ausgeschlossen (LIB).

Es gibt Berichte, dass Angehörige der Taliban beschuldigt werden, Zwangsumsiedlungen, vor allem unter Angehörigen

der schiitischen Hazara, vorzunehmen um das Land unter ihren eigenen Anhängern aufzuteilen. Die Quellen

verweisen auf Vertreibungen in Daikundi, Uruzgan, Kandahar, Helmand und Balkh. In Helmand und Balkh wurden

Anfang Oktober „Hunderte von Hazara-Familien“, und in 14 Dörfern in Daikundi und Uruzgan im September



mindestens 2.800 Hazara-Bewohner vertrieben. Drei im Bericht der dänischen Einwanderungsbehörde zitierten

Quellen zufolge zeigen diese Vertreibungen, dass die Taliban die Hazara zwar nicht systematisch verfolgen, sie aber

auch nicht bereit sind, sie zu schützen (LIB).

Die Hazara sind weiterhin besonders gefährdet, Opfer von Anschlägen des ISKP zu werden. Diese Anschläge waren

bereits in der Vergangenheit häuPg gegen überwiegend von Hazara genutzte Einrichtungen oder Wohnviertel

gerichtet. Am 08.10.2021 und am 15.10.2021 kamen bei Selbstmordattentaten auf schiitische Moscheen zum Zeitpunkt

des Freitagsgebets in Kundus und Kandahar mehr als 100 Menschen ums Leben, zahlreiche weitere wurden verletzt.

Der amtierende Außenminister der Taliban sagte zu, die Sicherheitsvorkehrungen für schiitische Moscheen zu

verstärken (LIB).

Bewegungsfreiheit

Die Ausweichmöglichkeiten für diskriminierte, bedrohte oder verfolgte Personen hängen maßgeblich vom Grad ihrer

sozialen Verwurzelung, ihrer Ethnie und ihrer Pnanziellen Lage ab. Die sozialen Netzwerke vor Ort und deren

AuMangmöglichkeiten spielen eine zentrale Rolle für den Aufbau einer Existenz und die Sicherheit am neuen

Aufenthaltsort. Für eine Unterstützung seitens der Familie kommt es auch darauf an, welche politische und religiöse

Überzeugung den jeweiligen Heimatort dominiert. Für Frauen ist es kaum möglich, ohne familiäre Einbindung in

andere Regionen auszuweichen. Durch die hohe soziale Kontrolle ist gerade im ländlichen Raum keine, aber auch in

den Städten kaum Anonymität zu erwarten. Nach der Machtübernahme der Taliban gab es Berichte über härtere

Einschränkungen der Bewegungsfreiheit für Frauen (LIB).

Die Stadt Kabul ist in den letzten Jahrzehnten rasant gewachsen und ethnisch gesehen vielfältig. Neuankömmlinge aus

den Provinzen tendieren dazu, sich in Gegenden niederzulassen, wo sie ein gewisses Maß an Unterstützung ihrer

Gemeinschaft erwarten können (sofern sie solche Kontakte haben) oder sich in jenem Stadtteil niederzulassen, der für

sie am praktischsten ist, da viele von ihnen – zumindest anfangs – regelmäßig zurück in ihre Heimatprovinzen pendeln.

Die Auswirkungen neuer Bewohner auf die Stadt sind schwer zu evaluieren. Bewohner der zentralen Stadtbereiche

neigen zu häuPgeren Wohnortwechseln, um näher bei ihrer Arbeitsstätte zu wohnen oder um wirtschaftlichen

Möglichkeiten und sicherheitsrelevanten Trends zu folgen. Diese ständigen Wohnortwechsel haben einen störenden

EMekt auf soziale Netzwerke, was sich oftmals in der Beschwerde bemerkbar macht „man kenne seine Nachbarn nicht

mehr“ (LIB).

Die Absorptionsfähigkeit der Ausweichmöglichkeiten, vor allem im Umfeld größerer Städte, ist durch die hohe Zahl der

Binnenvertriebenen und Rückkehrer bereits stark beansprucht. Dies schlägt sich sowohl im Anstieg der

Lebenshaltungskosten als auch im erschwerten Zugang zum Arbeitsmarkt nieder. Die Auswirkungen des anhaltenden

Konflikts und der Covid-19- Pandemie haben die Lage weiter verschärft. (LIB).

Seit der Machtübernahme der Taliban gibt es Berichte, wonach die afghanische Bevölkerung daran gehindert wurde,

ins Ausland zu Riehen und dort Asyl zu suchen, weil die Taliban den Zugang zum Flughafen von Kabul verhinderten

oder die Landgrenzen geschlossen wurden. Einige Männer und Frauen wurden Berichten zufolge gefoltert oder

misshandelt, als sie versuchten, das Land zu verlassen. Sowohl Iran wie auch Pakistan haben ihre Grenzen für

Personen ohne gültige Reisedokumente geschlossen, die aus Afghanistan einreisen wollen, wobei nach Angaben von

UNHCR Afghanen weiterhin illegal über inoffizielle Grenzübergänge in den Iran gelangen.

IDPs und Flüchtlinge

UNOCHA veriPzierte im Jahr 2020 332.902 Menschen als neue Binnenvertriebene aufgrund des KonRikts und

Naturkatastrophen und bis 22.8.2021 wurden von UNOCHA 558.123 neue Binnenvertriebene im laufenden Jahr 2021

verifiziert. Die genaue Zahl der Binnenvertriebenen lässt sich jedoch nicht bestimmen (LIB).

Die Mehrheit der BinnenRüchtlinge lebt, ähnlich wie Rückkehrende aus Pakistan und dem Iran, in Flüchtlingslagern,

angemieteten Unterkünften oder bei Gastfamilien. Die Bedingungen sind prekär. Der Zugang zu

Gesundheitsversorgung, Bildung und wirtschaftlicher Teilhabe ist stark eingeschränkt. Der hohe Konkurrenzdruck

führt oft zu KonRikten. Der begrenzte Zugang zu humanitären Hilfeleistungen führte vor der Machtübernahme durch

die Taliban zu Verzögerungen bei der IdentiPzierung, Einschätzung und zeitnahen Unterstützung von

Binnenvertriebenen. Diesen fehlte weiterhin Zugang zu grundlegendem Schutz, einschließlich der persönlichen und

physischen Sicherheit sowie Unterkunft (LIB).



IDPs waren in den Möglichkeiten eingeschränkt, ihren Lebensunterhalt zu erwirtschaften. Oft kam es nach der ersten

Binnenvertreibung zu einer weiteren Binnenwanderung. Vor allem binnenvertriebene Familien mit einem weiblichen

Haushaltsvorstand hatten oft Schwierigkeiten, grundlegende Dienstleistungen zu erhalten, weil sie keine

Identitätsdokumente besitzen. Das Einkommen von Binnenvertriebenen und Rückkehrenden war gering, da die

Mehrheit der Menschen innerhalb dieser Gemeinschaften von Tagelöhnern und/oder Überweisungen von Verwandten

im Ausland abhängig war, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten (LIB).

Die vier Millionen Binnenvertriebenen in Afghanistan leben unter Bedingungen, die sich perfekt für die schnelle

Übertragung eines Virus wie COVID-19 eignen. Die Lager sind beengt, unhygienisch und es fehlt selbst an den

grundlegendsten medizinischen Einrichtungen. Sie leben in Hütten aus Lehm, Pfählen und Plastikplanen, in denen bis

zu zehn Personen in nur einem oder zwei Räumen untergebracht sind, und sind nicht in der Lage, soziale

Distanzierung und Quarantäne zu praktizieren. Der Zugang zur Gesundheitsversorgung war für Binnenvertriebene und

Rückkehrer bereits vor der COVID-19-Pandemie eingeschränkt. Seit Beginn der Pandemie hat sich der Zugang weiter

verschlechtert, da einige medizinische Zentren in COVID-19-Behandlungszentren umgewandelt wurden und die

Finanzierung der humanitären Hilfe zurückging (LIB).

Nach der Machtübernahme durch die Taliban im August 2021

Neben der Unsicherheit sehen sich Afghan*innen auch aufgrund der Auswirkungen einer schweren Dürre dazu

gezwungen, ihre Heimat zu verlassen (LIB).

Nachdem die Taliban die Kontrolle über Afghanistan übernommen haben, sind Tausende von Menschen über die

Grenze von Chaman ins benachbarte Pakistan oder über den Grenzübergang Islam Qala in den Iran geRohen.

Insgesamt 32 von 34 Provinzen haben ein gewisses Maß an Vertreibung zu verzeichnen. Ein ehemaliger US-

Militärvertreter erklärte, Überlandverbindungen seien riskant, aber zurzeit die einzige Möglichkeit zur Flucht. Laut US-

Militärkreisen haben die Taliban weitere Kontrollpunkte auf den Hauptstraßen nach Usbekistan und Tadschikistan

errichtet. Die Islamisten verbieten zudem Frauen, ohne männliche Begleitung zu reisen (LIB).

Nach dem Ende der gewaltsamen Auseinandersetzungen in weiten Teilen des Landes gibt es erste Anzeichen für eine

Rückkehr Binnenvertriebener in ihre Heimatprovinzen. Die Taliban haben internationale Organisationen der

humanitären Hilfe um Unterstützung bei der Rückführung Binnenvertriebener gebeten, die selbst in der Regel nicht

über ausreichende Mittel zur Rückkehr verfügen. Aufgrund des nahenden Winter zieht es viele BinnenRüchtlinge nach

Kabul, wo sie auf Hilfe hoMen Das Ministerium für Flüchtlingsangelegenheiten der Übergangsregierung der Taliban hat

zusammen mit einer Reihe von Hilfsorganisationen mit der Umsiedlung von Tausenden von Binnenvertriebenen im

Oktober begonnen, die zumeist aus Behelfsunterkünften in Kabul in ihre Heimatprovinzen umgesiedelt wurden (LIB).

Grundversorgung und Wirtschaft

Trotz Unterstützung der internationalen Gemeinschaft, erheblicher Anstrengungen der afghanischen Regierung und

kontinuierlicher Fortschritte belegte Afghanistan 2020 lediglich Platz 169 von 189 des Human Development Index. Die

afghanische Wirtschaft ist stark von internationalen Hilfsgeldern abhängig. Jedoch konnte die vormalige afghanische

Regierung seit der Fiskalkrise des Jahres 2014 ihre Einnahmen deutlich steigern (LIB).

Die afghanische Wirtschaft stützt sich hauptsächlich auf den informellen Sektor (einschließlich illegaler Aktivitäten), der

80 bis 90% der gesamten Wirtschaftstätigkeit ausmacht und weitgehend das tatsächliche Einkommen der afghanischen

Haushalte bestimmt. Lebensgrundlage für rund 80% der Bevölkerung ist die Landwirtschaft, wobei der

landwirtschaftliche Sektor gemäß Prognosen der Weltbank im Jahr 2019 einen Anteil von 18,7% am

Bruttoinlandsprodukt (BIP) hatte (Industrie: 24,1%, tertiärer Sektor: 53,1%; WB 7.2019). Rund 45% aller Beschäftigen

arbeiten im Agrarsektor, 20% sind im Dienstleistungsbereich tätig (LIB).

Afghanistan erlebte von 2007 bis 2012 ein beispielloses Wirtschaftswachstum. Während die Gewinne dieses

Wachstums stark konzentriert waren, kam es in diesem Zeitraum zu Fortschritten in den Bereichen Gesundheit und

Bildung. Seit 2014 verzeichnet die afghanische Wirtschaft ein langsames Wachstum (im Zeitraum 2014-2017

durchschnittlich 2,3%, 2003-2013: 9%) was mit dem Rückzug der internationalen Sicherheitskräfte, der damit

einhergehenden Kürzung der internationalen Zuschüsse und einer sich verschlechternden Sicherheitslage in

Verbindung gebracht wird. Im Jahr 2018 betrug die Wachstumsrate 1,8%. Das langsame Wachstum wird auf zwei

Faktoren zurückgeführt: einerseits hatte die schwere Dürre im Jahr 2018 negative Auswirkungen auf die



Landwirtschaft, andererseits verringerte sich das Vertrauen der Unternehmer und Investoren. Das

Wirtschaftswachstum konnte sich zuletzt aufgrund der besseren Witterungsbedingungen für die Landwirtschaft

erholen und lag 2019 laut Weltbank-Schätzungen bei 2,9% (LIB).

Die afghanische Wirtschaft war bereits vor der Machtübernahme durch die Taliban schwach, wenig diversiPziert und in

hohem Maße von ausländischen Einkünften abhängig. Diese umfasste zivile Hilfe, Pnanzielle Unterstützung für die

afghanischen nationalen Sicherheitskräfte (ANSF) und Geld, das von ausländischen Armeen im Land ausgegeben

wurde. Bevor sie die Macht übernahmen, hatten die Taliban große Teile des Landes kontrolliert oder in ihrem EinRuss

und konnten die Bevölkerung und die verschiedenen wirtschaftlichen Aktivitäten, denen die Menschen dort

nachgingen, „besteuern“. Dazu gehörten unter anderem: die landwirtschaftliche Ernte (Ushr) [Anm.: 10 % Steuer auf

landwirtschaftliche Produkte nach islamischem Recht], insbesondere Opium; der grenzüberschreitende Handel,

sowohl legal als auch illegal; Bergbau; Gehälter, auch von Beamten und NGO-Mitarbeitern. Sie erzielten auch

Einnahmen in Form von Schutzgeldern sowie durch die Einhebung von Geld von Reisenden an Kontrollpunkten. Die

Taliban erhielten auch Spenden von afghanischen und ausländischen Anhängern (LIB).

Nach der Machtübernahme der Taliban bleiben die Banken geschlossen, so haben die Vereinigten Staaten der Taliban-

Regierung den Zugang zu praktisch allen Reserven der afghanischen Zentralbank in Höhe von 9 Mrd. $ (7,66 Mrd. €)

verwehrt, die größtenteils in den USA gehalten werden. Auch der Internationale Währungsfonds (IWF) hat Afghanistan

nach der Eroberung Kabuls durch die Taliban den Zugang zu seinen Mitteln verwehrt. Im November 2021 sagte der

Präsident der Weltbank, dass es unwahrscheinlich sei, dass sie die direkte Hilfe für Afghanistan wieder aufnehmen

werde, da das Zahlungssystem des Landes Probleme aufweise (LIB).

Die Regierung der Taliban hat einige kleine Schritte zur Bewältigung der Krise unternommen und teilweise die Arbeit

mit NRG und UN-Organisationen aufgenommen. Anfang Dezember wurde berichtet, dass die Taliban begonnen haben,

landesweit eine Ushr einzutreiben. Die Vereinten Nationen warnen nachdrücklich vor einer humanitären Katastrophe,

falls internationale Hilfsleistungen ausbleiben oder nicht implementiert werden können. Die Unterstützungsmission

der Vereinten Nationen ist ebenso wie eine Reihe von UN-Unterorganisationen (z. B. WHO, WFP, UNHCR, IOM) vor Ort

– mit Abstrichen – weiter arbeitsfähig. Bei einer internationalen Geberkonferenz am 13. September 2021 hat die

internationale Gemeinschaft über 1 Milliarde US-Dollar an Nothilfen für Afghanistan zugesagt (LIB).

Im Zuge einer im Auftrag der Staatendokumentation von ATR Consulting im November 2021 in Kabul, Herat und

Mazar-e Sharif durchgeführten Studie gaben 4 % der Befragten an, dass sie in der Lage sind, ihre Familien mit den

grundlegendsten Gütern zu versorgen. In Kabul gaben 80 % der Befragten an, dass sie nicht in der Lage sind, ihren

Haushalt zu versorgen, gefolgt von 66 % in Mazar-e Sharif und 45 % in Herat. Ebenso gaben 8 % der Befragten in Kabul

an, dass sie kaum in der Lage sind, ihre Familien mit grundlegenden Gütern zu versorgen, gefolgt von 24 % in Mazar-e

Sharif und 42 % in Herat (LIB).

Dürre und Überschwemmungen

Starke Regenfälle haben im Mai 2021 mehrere Provinzen Afghanistans, insbesondere Herat, heimgesucht und

SturzRuten und Überschwemmungen verursacht, die zu Todesopfern und Schäden führten. Die am stärksten

betroMenen Provinzen sind Herat, Ghor, Maidan Wardak, Baghlan, Samangan, Khost, Bamyan, Daikundi und

Badakhshan. Medienberichten zufolge sind in der Provinz Herat bis zu 37 Menschen ums Leben gekommen, Hunderte

wurden vertrieben und mehr als 150 Häuser wurden zerstört. 405 Familien wurden landesweit aus ihren Häusern

vertrieben (LIB).

Im Jahr 2021 kam es zur zweiten schweren Dürre innerhalb von drei Jahren, welche zu Missernten, einem drastischen

Verfall der Viehpreise und zu Trinkwasserknappheit geführt hat. Besonders schlimm sind die Bedingungen im Süden,

Westen und Nordwesten des Landes. Für den Winter droht angesichts der anhaltenden Dürre und des Hungers eine

weitverbreitete Hungersnot (LIB).

Armut und Lebensmittelunsicherheit

Afghanistan ist nach wie vor eines der ärmsten Länder der Welt. Die Grundversorgung ist für große Teile der

Bevölkerung eine tägliche Herausforderung, dies gilt in besonderem Maße für Rückkehrer. Diese bereits prekäre Lage

hat sich seit März 2020 durch die COVID-19-Pandemie stetig weiter verschärft. Es wird erwartet, dass 2021 bis zu 18,4

Millionen Menschen (2020: 14 Mio Menschen) auf humanitäre Hilfe angewiesen sein werden (LIB).



Da keine neuen Dollarlieferungen eintreMen, um die Währung zu stützen, ist die afghanische Währung auf ein

Rekordtief gefallen und hat die Preise in die Höhe getrieben. Die Preise für Grundnahrungsmittel wie Mehl, Öl und Reis

sind innerhalb weniger Tage um bis zu 10-20 % gestiegen. Dieser Trend setzte sich auch im Dezember 2021 fort, als die

afghanische Währung gegenüber dem Dollar in nur einer Woche 30 % des Wertes verlor (LIB).

Das World Food Program (WFP), die Food and Agriculture Organization (FAO), die United Nations Assistance Mission in

Afghanistan (UNAMA) sowie die Integrated Food Security Phase ClassiPcation (IPC) warnten im Oktober 2021, dass im

kommenden Winter fast 23 Millionen Afghanen unter „akuter Ernährungsunsicherheit“ leiden werden. Grund dafür

sind die kombinierten Auswirkungen von Dürre, KonRikten, der Coronavirus-Pandemie und einer Wirtschaftskrise, die

sich durch die Unruhen nach der Machtübernahme der Taliban im Land noch verschärft hat. Der im Oktober 2021

veröMentlichte IPC-Bericht zeigt, dass die Zahl der Afghanen, die von akutem Hunger betroMen sind, seit der letzten

Bewertung im April 2021 um 37 % gestiegen ist. Unter den Gefährdeten sind 3,2 Millionen Kinder unter fünf Jahren, die

bis Ende des Jahres an akuter Unterernährung leiden dürften. NGOs warnten, dass eine Million Kinder an schwerer

akuter Unterernährung zu sterben drohen, wenn sie nicht umgehend lebensrettende Maßnahmen erhalten. Während

das Risiko einer Hungersnot früher hauptsächlich in ländlichen Gebieten bestand, sind nun auch die Menschen in den

Städten betroffen (LIB).

Wohnungsmarkt und Lebenserhaltungskosten

Vor der Machtübernahme durch die Taliban im August 2021 lag die Miete für eine Wohnung im Stadtzentrum von

Kabul durchschnittlich zwischen 200 USD und 350 USD im Monat. Für einen angemessenen Lebensstandard musste

zudem mit durchschnittlichen Lebenshaltungskosten von bis zu 350 USD pro Monat (Stand 2020) gerechnet werden.

Auch in Mazar-e Sharif standen zahlreiche Wohnungen zur Miete zur Verfügung. Die Höhe des Mietpreises für eine

drei-Zimmer-Wohnung in Mazar-e Sharif schwankte unter anderem je nach Lage zwischen 100 USD und 300 USD

monatlich. Einer anderen Quelle zufolge lagen die Kosten für eine einfache Wohnung in Afghanistan ohne Heizung

oder Komfort, aber mit Zugang zu Rießenden Wasser, sporadisch verfügbarer Elektrizität, einer einfachen Toilette und

einer Möglichkeit zum Kochen zwischen 80 USD und 100 USD im Monat. Es existieren auch andere

Unterbringungsmöglichkeiten wie Hotels und Teehäuser, die etwa von Tagelöhnern zur Übernachtung genutzt

werden. Auch eine Person, welche in Afghanistan über keine Familie oder Netzwerk verfügt, sollte in der Lage sein, dort

Wohnraum zu Pnden - vorausgesetzt die Person verfügt über die notwendigen Pnanziellen Mittel. Private

Immobilienunternehmen in den Städten informieren über Mietpreise für Häuser und Wohnungen.

Wohnungszuschüsse für sozial Benachteiligte oder Mittellose existieren in Afghanistan nicht (LIB).

Betriebs- und Nebenkosten wie Wasser und Strom kosteten vor der Machtübernahme durch die Taliban im August

2021 in der Regel nicht mehr als 40 USD pro Monat. Abhängig vom Verbrauch konnten die Kosten allerdings höher

liegen. Die Kosten in der Innenstadt Kabuls waren höher. In ländlichen Gebieten konnte man mit mind. 50% weniger

Kosten für die Miete und den Lebensunterhalt rechnen (LIB).

Seit der Machtübernahme der Taliban sind die Mieten um 20-40 % gesunken. Die durchschnittliche Miete für eine

Wohnung wird mit November 2021 auf 110 USD bis 550 USD (10.000 AFN bis 50.000 AFN) für Kabul, Herat und Mazar-e

Sharif geschätzt. Je nach Standort und Art der Einrichtung (LIB).

In einer von der Staatendokumentation in Auftrag gegebenen und von ATR Consulting im November 2021

durchgeführten Studie gaben die meisten der Befragten in Herat (66 %) und Mazar-e Sharif (63 %) an, in einer eigenen

Wohnung/einem eigenen Haus zu leben, während weniger als 50 % der Befragten in Kabul angaben, in einer eigenen

Wohnung/einem eigenen Haus zu leben. Von jenen, die Miete bezahlten, gaben 54,3 % der Befragten in Kabul, 48,4 %

in Balkh und 8,7 % in Herat an, dass sie 5.000-10.000 AFN (ca. 40 bis 80 Euro) pro Monat Miete zahlten. In Kabul

mieteten 41,3 % der Befragten Wohnungen/Häuser für weniger als 5.000 AFN pro Monat, in Herat 91,3 % und in Balkh

48,4 %. Nur 4,3 % der Befragten in Kabul mieteten Immobilien zwischen 10.000 und 20.000 AFN, während kein

Befragter in Herat und Balkh mehr als 10.000 AFN für Miete zahlte (LIB).

Arbeitsmarkt

Vor der Machtübernahme durch die Taliban war der Arbeitsmarkt durch eine niedrige Erwerbsquote, hohe

Arbeitslosigkeit sowie Unterbeschäftigung und prekäre Arbeitsverhältnisse charakterisiert. 80% der afghanischen

Arbeitskräfte befanden sich in „prekären Beschäftigungsverhältnissen“, mit hoher Arbeitsplatzunsicherheit und

schlechten Arbeitsbedingungen. Schätzungsweise 16% der prekär Beschäftigten waren Tagelöhner, von denen sich



eine unbestimmte Zahl an belebten Straßenkreuzungen der Stadt versammelt und nach Arbeit sucht, die, wenn sie

gefunden wird, ihren Familien nur ein Leben von der Hand in den Mund ermöglicht (LIB).

Jeder vierte Afghane ist o[ziell arbeitslos, viele sind unterbeschäftigt. Rückkehrende – etwa 1,5 Millionen in den letzten

zwei Jahren – und eine ähnliche Zahl von Binnenvertriebenen erhöhen den Druck auf den Arbeitsmarkt zusätzlich.

Nach Angaben der Weltbank ist die Arbeitslosenquote innerhalb der erwerbsfähigen Bevölkerung in den letzten Jahren

zwar gesunken, bleibt aber auf hohem Niveau und dürfte wegen der COVID19-Pandemie wieder steigen ebenso wie

die Anzahl der prekär Beschäftigten (LIB).

Neben einer mangelnden Arbeitsplatzqualität ist auch die große Anzahl an Personen im wirtschaftlich abhängigen

Alter (insbesondere Kinder) ein wesentlicher Armutsfaktor: Die Notwendigkeit, das Einkommen von Erwerbstätigen mit

einer großen Anzahl von Haushaltsmitgliedern zu teilen, führt oft dazu, dass die Armutsgrenze unterschritten wird,

selbst wenn Arbeitsplätze eine angemessene Bezahlung bieten würden. Ebenso korreliert ein Mangel an Bildung mit

Armut, wobei ein niedriges Bildungsniveau und Analphabetismus immer noch weit verbreitet sind (LIB).

Ungelernte Arbeiter erwirtschaften ihr Einkommen als Tagelöhner, Straßenverkäufer oder durch das Betreiben kleiner

Geschäfte. Der Durchschnittslohn für einen ungelernten Arbeiter ist unterschiedlich, für einen Tagelöhner beträgt er

etwa 5 USD pro Tag. Während der COVID-19-Pandemie ist die Situation für Tagelöhner sehr schwierig, da viele

Wirtschaftszweige durch die Sperr- und Restriktionsmaßnahmen im Zusammenhang mit COVID-19 negativ beeinRusst

wurden. Kleine und große Unternehmen boten in der Regel direkte Arbeitsmöglichkeiten für Tagelöhner (LIB).

Das UNDP (United Nations Development Program) erwartet, dass sich die Arbeitslosigkeit in den nächsten zwei Jahren

fast verdoppeln wird, während die Löhne Jahr für Jahr um 8 bis 10 % sinken werden. Afghanische Arbeitnehmerinnen

machten vor der Krise 20 % der Beschäftigten aus. Die Beschränkungen für die Beschäftigung von Frauen werden sich

sowohl auf die Wirtschaft als auch auf die Gesellschaft auswirken. Außerdem wird das Einkommen der Haushalte

verringern, deren weibliche Mitglieder nun nicht mehr arbeiten, weniger arbeiten bzw. weniger verdienen, was zu

einem Rückgang des Konsums auf der Mikroebene und der Nachfrage auf der Makroebene führen wird. Die Markt-

und Preisbeobachtung des Welternährungsprogramms (WFP) ergab einen drastischen Rückgang der Zahl der

Arbeitstage für Gelegenheitsarbeiter in städtischen Gebieten: Im Juli waren es zwei Tage pro Woche, im August nur

noch 1,8 Tage und im September nur noch ein Arbeitstag. Die durchschnittliche Anzahl der Tage, an denen

Gelegenheitsarbeiter Arbeit Pnden, lag Ende November 2021 bei 1,4 Tagen pro Woche. Laut der saisonalen Bewertung

der Ernährungssicherheit (SFSA) für das Jahr 2021 meldeten 95 % der Bevölkerung Einkommenseinbußen, davon 76 %

einen erheblichen Einkommensrückgang (83 % bei städtischen und 72 % bei ländlichen Haushalten) im Vergleich zum

Vorjahr. Die Hauptgründe waren ein Rückgang der Beschäftigung (42 %) und Konflikte (41 %) (LIB).

Im Zuge einer im Auftrag der Staatendokumentation von ATR Consulting im November 2021 in Kabul, Herat und

Mazar-e Sharif durchgeführten Studie mit 300 Befragten gaben 58,3 % der Befragten an, keine Arbeit zu haben oder

bereits längere Zeit arbeitslos zu sein (Männer: 35,3 %, Frauen: 81,3 %). Was die Art der Beschäftigung betriMt, so

gaben 62 % der Befragten an, entweder ständig oder gelegentlich eine Vollzeitstelle zu haben, während 25 % eine

Teilzeitstelle hatten, 9 % als Tagelöhner arbeiteten und 2 % mehrere Teilzeit- oder Saisonstellen hatten. Die Mehrheit

der Befragten (89,1 %) gaben an, ein Einkommensniveau von weniger als 10.000 AFN (100 US$) pro Monat zu haben.

8,7 % der Befragten gaben an, ein Einkommensniveau zwischen 10.000 und 20.000 AFN (100-200 US$) pro Monat zu

haben, und 2,2 % stuften sich auf ein höheres Niveau zwischen 20.000 und 50.000 AFN (200-500 US$) pro Monat ein

(LIB).

Medizinische Versorgung

In einem Bericht aus dem Jahr 2018 kommt die Weltbank zu dem Schluss, dass sich die Gesundheitsversorgung in

Afghanistan im Zeitraum 2004-2010 deutlich verbessert hat, während sich die Verbesserungen im Zeitraum 2011-2016

langsamer fortsetzten. Vor allem in den Bereichen Mütter- und Kindersterblichkeit gab es deutliche Verbesserungen.

Allerdings ist die Verfügbarkeit und Qualität der Behandlung durch Mangel an gut ausgebildetem medizinischem

Personal und Medikamenten, Missmanagement und maroder Infrastruktur begrenzt und korruptionsanfällig (LIB).

Bereits vor der Machtübernahme der Taliban war das afghanische Gesundheitssystem seit Jahren fragil und wies große

Lücken auf und ist nun, nach Angaben von Ärzten ohne Grenzen, vom Zusammenbruch bedroht- Auch der Zugang zur

Gesundheitsversorgung war schon vor der Machtübernahme durch die Taliban ein großes Problem in Afghanistan,



wobei sich die Situation nun noch weiter verschlechtert, da der Großteil der internationalen Hilfe eingestellt wurde.

Viele der Gesundheitseinrichtungen können daher ihre Dienste nur eingeschränkt oder gar nicht anbieten. Anfang

November 2021 meldete das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) man habe mithilfe von 15 Mio.

USD das Sehatmandi-Projekt aufrechterhalten und Medizin für Kranke bezahlt sowie alle Gehälter für den Vormonat

eingezahlt, da viele Mitarbeiter des Gesundheitssystems in ganz Afghanistan seit Monaten keine Gehälter mehr

erhalten haben. Angesichts der jüngsten Entwicklungen hat auch die Weltbank alle Hilfen für Afghanistan eingefroren,

darunter auch Mittel für das koPnanzierte Sehatmandi-Projekt. Derzeit sind mehr als 3.800 Gesundheitseinrichtungen,

die im Rahmen des Projekts unterstützt wurden, ganz oder teilweise nicht funktionsfähig. Einige wenige

Gesundheitseinrichtungen, die im Rahmen des Projekts unterstützt wurden, verfügen über genügend medizinische

Vorräte, um die Versorgung für einige Monate aufrechtzuerhalten. In Ermangelung einer ausreichenden Finanzierung

könnte die Kürzung der Hilfe Hunderttausende Afghanen ohne medizinische Versorgung zurücklassen und

unverhältnismäßig viele Frauen betreffen (LIB).

Vor allem außerhalb der großen Städte ist die Lage der medizinischen Einrichtungen sehr schlecht. Zwar erhielten viele

Mitarbeitende der Krankenhäuser im Dezember nach fünf Monaten erstmalig ihr Gehalt, jedoch waren die

Medikamentenvorräte noch gefährlich knapp. Patient*innen müssen in der Regel ihre Medikamente selbst kaufen.

Aber auch größere Krankenhäuser mit höherem Versorgungsniveau leiden an UnterPnanzierung. Den meisten fehlt es

an grundlegenden Leistungen wie SauerstoM und den für die Behandlung von COVID-19 wichtigen intravenösen

Medikamenten (LIB).

In ganz Afghanistan wurde mit viertem Quartal 2021 ein starker Anstieg der Fälle von Unterernährung, vor allem

betreMend Mütter und Kleinkinder, sowie schwerer Lungenentzündung verzeichnet. Die Vereinten Nationen und NGOs

warnten davor, dass eine Million Kinder in den folgenden Monaten an den Auswirkungen des Hungers zu sterben

drohten (LIB).

Ab dem 8.11.2021 war geplant in Afghanistan landesweit gegen Kinderlähmung zu impfen. Zum ersten Mal seit drei

Jahren sollte die Tür-zu-Tür-Impfkampagne auch Kinder in bisher nicht zugänglichen Gebieten erreichen. Die Taliban-

Führung unterstützte das Vorhaben. In einigen Gebieten werden Impfungen allerdings nicht mehr im Rahmen von

Haus-zu-Haus-Kampagnen durchgeführt, da die Taliban den Aufenthalt von Männern und nicht verwandten Frauen in

Häusern verbieten. In diesen Gebieten werden die Menschen gebeten, zur Impfung in die nächste Moschee zu gehen,

wobei die Frauen von einem männlichen Verwandten begleitet werden. Die erneute Bereitstellung von Mitteln

bedeutet auch, dass Ausbrüche von Denguefieber, Cholera und Malaria wieder bekämpft werden können (LIB).

Die WHO bestätigte am 08.11.2021 die Lieferung von sieben Tonnen an Medizin und medizinischem Gerät nach Kabul,

inklusive Hilfe für 5.000 unterernährte afghanische Kinder (LIB).

Gemäß einer im Auftrag der Staatendokumentation in Auftrag gegebenen und von ATR Consulting im November 2021

in Kabul, Herat und Mazar-e Sharif durchgeführten Studie, haben 43,3 % (45 % der männlichen und 42,3 % der

weiblichen) Befragten, Zugang zu Ärzten. 42,3 % haben Zugang zu Fachärzten, 37,3 % zu Zahnärzten und 31,3 % zu

Krankenhäusern, während der Rest nur begrenzten oder stark eingeschränkten Zugang zu medizinischen Leistungen

hat. Insgesamt 17,7 % der Befragten haben Zugang zu Impfungen. Dies bezieht sich jedoch auf ein rein städtisches

Publikum. Der Zugang zur Gesundheitsversorgung in städtischen Ballungszentren ist aufgrund einer umfangreicheren

medizinischen Infrastruktur, nachhaltiger öMentlicher und privater Investitionen, der Verfügbarkeit von Ärzten und

Krankenschwestern, der Beschäftigungsmöglichkeiten für Ärzte und medizinisches Hilfspersonal, sowie der höheren

Entlohnung, deutlich besser ist als in ländlichen oder halbländlichen Gebieten des Landes (LIB).

COVID-19

Das genaue Ausmaß der COVID-19-Krise in Afghanistan ist weiterhin unbekannt und (seriöse) Informationen zu den

Auswirkungen der Pandemie auf das Gesundheitswesen, auf die Versorgungslage sowie generell zu den politischen,

wirtschaftlichen, sozialen und anderen Folgen nur eingeschränkt verfügbar (LIB).

Durch die COVID-19 Pandemie hat sich der Zugang der Bevölkerung zu medizinischer Behandlung verringert. Laut

UNOCHA suchen nur weniger Personen die Gesundheitseinrichtungen auf – nicht zuletzt aus Angst vor einer

Ansteckung und der mit einer Infektion verbundenen Stigmatisierung. Dem IOM Afghanistan COVID-19 Protection

Monitoring Report zufolge haben 53 % der Bevölkerung nach wie vor keinen realistischen Zugang zu

Gesundheitsdiensten. Von befragten Rückkehrenden hatte etwa ein Drittel keinen Zugang zu



Handhygieneeinrichtungen und etwa ein Viertel gab an, sich Präventivmaßnahmen wie Gesichtsmasken nicht leisten

zu können. Binnenvertriebene sind besonders gefährdet, sich mit COVID-19 anzustecken, da sie bereits vorher anfällig

waren, es keine Gesundheitseinrichtungen gibt, die Siedlungen überfüllt sind und sie nur begrenzten Zugang zu

Wasser und sanitären Anlagen haben. Aufgrund ihrer schlechten Lebensbedingungen sind die vertriebenen

Gemeinschaften nicht in der Lage, Präventivmaßnahmen wie soziale Distanzierung und Quarantäne zu praktizieren

und sind daher anfälliger für die Ansteckung und Verbreitung des Virus (LIB).

Mit Stand 1.12.2021 wurden insgesamt 4.396.007 Impfdosen verabreicht. Insgesamt gibt es nach wie vor große

Bedenken hinsichtlich des gerechten Zugangs zu ImpfstoMen für Afghanen, insbesondere für gefährdete Gruppen wie

Binnenvertriebene, Rückkehrer und nomadische Bevölkerungsgruppen sowie Menschen, die in schwer zugänglichen

Gebieten leben (LIB).

Mit Stand November 2021 gibt es in Afghanistan keine Restriktionen im Hinblick auf COVID-19. Maßnahmen wie die

Öffnung bzw. Schließung von Flughäfen oder Lockdowns können allerdings kurzfristig eintreten (LIB).

Rückkehr

IOM (Internationale Organisation für Migration) verzeichnete im Jahr 2020 die bisher größte Rückkehr von

undokumentierten afghanischen Migrant*innen. Von den mehr als 865.700 Afghan*innen, die im Jahr 2020 nach

Afghanistan zurückkehrten, kamen etwa 859.000 aus dem Iran und schätzungsweise 6.700 aus Pakistan. Im Jahr 2021

wurden bis August 759.046 undokumentierte Rückkehrende verzeichnet (LIB).

Die Wiedervereinigung mit der Familie wird meist zu Beginn von Rückkehrenden als positiv empfunden und ist von

großer Wichtigkeit im Hinblick auf eine erfolgreiche Reintegration. Soziale, ethnische und familiäre Netzwerke sind für

einen Rückkehrende unentbehrlich, da es ohne familiäre Netzwerke sehr schwer sein kann, sich selbst zu erhalten.

Eine Person ohne familiäres Netzwerk ist jedoch die Ausnahme und der Großteil der nach Afghanistan

zurückkehrenden Personen verfügt über ein familiäres Netzwerk. Einige wenige Personen verfügen über keine

Familienmitglieder in Afghanistan, da diese entweder in den Iran, nach Pakistan oder weiter nach Europa migrierten.

Der Reintegrationsprozess der Rückkehrende ist oft durch einen schlechten psychosozialen Zustand charakterisiert.

Viele Rückkehrende sind weniger selbsterhaltungsfähig als die meisten anderen Afghan*innen. Rückkehrerinnen sind

von diesen Problemen im Besonderen betroffen (LIB).

Wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage, den ohnehin großen Familienverbänden und individuellen Faktoren ist

diese Unterstützung jedoch meistens nur temporär und nicht immer gesichert. Neben der Familie als zentrale Stütze

der afghanischen Gesellschaft kommen noch weitere wichtige Netzwerke zum Tragen, wie z. B. der Stamm, der Clan

und die lokale Gemeinschaft. Diese basieren auf Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Religion oder anderen beruRichen

Netzwerken (Kolleg*innen, Mitstudierende etc.) sowie politische Netzwerke usw. Die unterschiedlichen Netzwerke

haben verschiedene Aufgaben und unterschiedliche EinRüsse – auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke

zwischen den ländlichen und städtischen Gebieten. Ein Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind

manche Rückkehrende auf soziale Netzwerke angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf das familiäre Netz

zurückzugreifen. Ein Mangel an Netzwerken stellt eine der größten Herausforderungen für Rückkehrende dar, was

möglicherweise zu einem neuerlichen Verlassen des Landes führen könnte. Haben die Rückkehrenden lange Zeit im

Ausland gelebt oder haben sie zusammen mit der gesamten Familie Afghanistan verlassen, ist es wahrscheinlich, dass

lokale Netzwerke nicht mehr existieren oder der Zugang zu diesen erheblich eingeschränkt ist. Dies kann die

Reintegration stark erschweren (LIB).

„Erfolglosen“ Rückkehrenden aus Europa haftet oft das Stigma des „Versagens“ an. Wirtschaftlich bePnden sich viele

der Rückkehrenden in einer schlechteren Situation als vor ihrer Flucht nach Europa, was durch die aktuelle Situation

im Hinblick auf die COVID-19-Pandemie noch verschlimmert wird. Rückkehrende aus Europa oder dem westlichen

Ausland werden von der afghanischen Gesellschaft häuPg misstrauisch wahrgenommen. UNHCR berichtet von Fällen

zwangsrückgeführter Personen aus Europa, die von religiösen Extremisten bezichtigt werden, verwestlicht zu sein;

viele werden der Spionage verdächtigt. Auch glaubt man, Rückkehrende aus Europa wären reich und sie würden die

Gastgebergemeinschaft ausnutzen. Rückkehrende mit im Ausland erlangten Fähigkeiten und Kenntnissen, verfügen

über mehr Arbeitsmöglichkeiten als die übrige Bevölkerung, was bei der hohen Arbeitslosigkeit zu Spannungen

innerhalb der Gemeinschaft führen kann (LIB).

IOM hat aufgrund der aktuellen Lage vor Ort die Option der Unterstützung der Freiwilligen Rückkehr und Reintegration



seit 16.08.2021 für Afghanistan bis auf Weiteres weltweit ausgesetzt. Es können somit derzeit keine freiwilligen

Rückkehrende aus Österreich nach Afghanistan im Rahmen des Projektes RESTART III unterstützt werden. Zu

Tätigkeiten vor Ort im Rahmen anderer Projekte (RADA, etc.) kann derzeit noch keine Rückmeldung gegeben werden.

Die Taliban haben in öMentlichen Verlautbarungen im Ausland lebende Afghanen aufgefordert, nach Afghanistan

zurückzukehren. Zum Umgang der Taliban mit Rückkehrenden liegen keine Erkenntnisse vor (LIB).IOM hat aufgrund

der aktuellen Lage vor Ort die Option der Unterstützung der Freiwilligen Rückkehr und Reintegration seit 16.08.2021

für Afghanistan bis auf Weiteres weltweit ausgesetzt. Es können somit derzeit keine freiwilligen Rückkehrende aus

Österreich nach Afghanistan im Rahmen des Projektes RESTART römisch drei unterstützt werden. Zu Tätigkeiten vor

Ort im Rahmen anderer Projekte (RADA, etc.) kann derzeit noch keine Rückmeldung gegeben werden. Die Taliban

haben in öMentlichen Verlautbarungen im Ausland lebende Afghanen aufgefordert, nach Afghanistan zurückzukehren.

Zum Umgang der Taliban mit Rückkehrenden liegen keine Erkenntnisse vor (LIB).

2. Beweiswürdigung:

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den Verwaltungsakt sowie in den Gerichtsakt zum gegenständlichen

Verfahren sowie dem vorhergehenden Verfahren betreMend den Antrag auf internationalen Schutz des

Beschwerdeführers, sowie in die oben genannten Quellen zur Lage im Herkunftsstaat.

2.1 Zur Person des Beschwerdeführers und seinem Leben in Österreich

Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit, zur Volksgruppenzugehörigkeit, zum Religionsbekenntnis, zur

Muttersprache, zum Familienstand sowie zu den familiären bzw. persönlichen Verhältnissen des Beschwerdeführers

basieren auf den in diesem Zusammenhang im gesamten Verfahren gleichlautenden, plausiblen und damit

glaubhaften Angaben des Beschwerdeführers im gegenständlichen sowie im bisherigen Verfahren.

Mangels vorgelegter unbedenklicher Urkunden konnte die Identität des Beschwerdeführers auf der Grundlage seiner

diesbezüglich konsistenten und nachvollziehbaren Angaben lediglich für die Zwecke des gegenständlichen Verfahrens

festgestellt werden. Die Feststellungen hinsichtlich des Geburtsdatums bzw. Alters des Beschwerdeführers beruhen

auf dem von der belangten Behörde im Verfahren betreMend den Antrag auf internationalen Schutz eingeholten

medizinischen Sachverständigengutachten, worin anhand von persönlichen Untersuchungen des Beschwerdeführers

dessen behauptete Minderjährigkeit bei der Antragstellung widerlegt wurde. Der Beschwerdeführer ist den

Beweisergebnissen nicht substantiiert entgegengetreten.

Die Herkunft des Beschwerdeführers, sein Lebenslauf in Afghanistan bzw. im Iran, der Verbleib seiner Angehörigen

und der Kontakt des Beschwerdeführers zu diesen ergeben sich aus den diesbezüglich konsistenten und glaubhaften

Angaben des Beschwerdeführers im früheren Verfahren sowie im gegenständlichen Verfahren vor der belangten

Behörde, welchen diese auch gefolgt ist.

Einreise, Antragstellung und Aufenthalt sowie die Gewährung von subsidiärem Schutz und die nachfolgende

wiederkehrende Verlängerung des befristeten Aufenthaltsrechts des Beschwerdeführers ergeben sich aus der

Aktenlage und sind unbestritten.

Die Feststellungen zum Spracherwerb sowie der Ausbildungs- und Erwerbstätigkeit des Beschwerdeführers in

Österreich beruhen auf dessen Angaben im Rahmen des schriftlichen Parteiengehörs vor der belangten Behörde und

den zugleich vorgelegten Nachweisen.

Die Entlassung des Beschwerdeführers aus der Grundversorgung ergibt sich aus einem vom Bundesverwaltungsgericht

eingeholten aktuellen Auszug aus dem Betreuungsinformationssystem.

Die strafrechtliche Unbescholtenheit ist dem aktuellen Strafregisterauszug zu entnehmen und ist Gegenteiliges nicht

hervorgekommen.

2.2. Zur Rückkehr in den Herkunftsstaat

Es liegen gegenwärtig keine Anhaltspunkte iS neu bekanntgewordener Tatsachen (nova reperta) vor, die nahelegen

würden, dass dem Zuerkennungsbescheid des Bundesasylamts vom 14.02.2014 ein unrichtiger Sachverhalt zugrunde

gelegt worden wäre:

Das damalige Bundesasylamt führte im Bescheid vom 14.02.2013 betreMend die Sicherheitslage aus, dass die

afghanische Regierung mit Ausnahme von Kandahar die meisten afghanischen Städte kontrolliere. Es bestehe ein



geringes Risiko, Opfer eines terroristischen Anschlages zu werden. Mit Ausnahme der großen Städte und Teilen des

zentralraumes habe sich die Sicherheitslage in ganz Afghanistan verschlechtert. Hinsichtlich der Versorgungssituation

von Rückkehrenden stellte die belangte Behörde insbesondere fest, dass Rückkehrenden auf Schwierigkeiten

gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Art stoßen könnten, wenn sie außerhalb des Familienverbandes oder nach einer

längeren Abwesenheit im westlich geprägten Ausland zurückkehren und ihnen ein soziales oder familiäres Netzwerk

sowie aktuelle Kenntnisse der örtlichen Verhältnisse fehlen würden. Rückkehrer ohne Ausbildung hätten im Vergleich

zu jenen mit BerufsqualiPkation schlechtere Chancen eine Arbeit zu Pnden. SpeziPsche Feststellungen zur Sicherheits-

und Versorgungslage zu den nunmehr in Betracht gezogenen innerstaatlichen Fluchtalternativen Mazar-e Sharif und

Herat enthält der Bescheid vom 14.02.2013 nicht.

Bezogen auf den konkreten Fall des Beschwerdeführers führte das Bundesasylamt aus, dass die Unversehrtheit seines

Lebens im Falle der Rückkehr „[a]ngesichts der aktuellen wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Lage in

Afghanistan sowie hinsichtlich [seiner] persönlichen Umstände (kein sozialer Anschluss, geringe Ausbildung,

jugendliche Person) […] nicht mit der im Asylverfahren notwendigen Sicherheit garantiert werden [konnte]“.

Im Aberkennnungsbescheid vom 05.03.2020 stellte die Behörde zur aktuellen Lage im Herkunftsstaat insbesondere

fest, dass die Städte Mazar-e Sharif und Herat sich jeweils in relativ ruhigen Provinzen bePnden würden und über den

Luftweg sicher erreichbar seien. Für Rückkehrende bestehe die Möglichkeit der Inanspruchnahme von

Unterstützungsleistungen.

Zur persönlichen Situation des Beschwerdeführers führte die belangte Behörde aus, dass dieser ein gesunder Mann im

erwerbsfähigen Alter, arbeitsfähig, anpassungswillig- und fähig sei, über Arbeitserfahrung als XXXX sowie neu

gewonnene Arbeitserfahrung als XXXX und Lebenserfahrung verfüge. Er sei ihm schließlich auch in Österreich

gelungen, seinen Lebensunterhalt zu bestreiten. Es sei ihm infolge dessen möglich und zuzumuten, in Herat oder

Mazar-e Sharif auch ohne soziales Netzwerk – allenfalls durch Inanspruchnahme von Rückkehrhilfe – für sein

Auskommen zu sorgen.Zur persönlichen Situation des Beschwerdeführers führte die belangte Behörde aus, dass

dieser ein gesunder Mann im erwerbsfähigen Alter, arbeitsfähig, anpassungswillig- und fähig sei, über

Arbeitserfahrung als römisch 40 sowie neu gewonnene Arbeitserfahrung als römisch 40 und Lebenserfahrung verfüge.

Er sei ihm schließlich auch in Österreich gelungen, seinen Lebensunterhalt zu bestreiten. Es sei ihm infolge dessen

möglich und zuzumuten, in Herat oder Mazar-e Sharif auch ohne soziales Netzwerk – allenfalls durch

Inanspruchnahme von Rückkehrhilfe – für sein Auskommen zu sorgen.

Insoweit sich die belangte Behörde im Rahmen ihrer Feststellungen und der zugehörigen Beweiswürdigung auf die

aktuelle Situation des Beschwerdeführers bzw. die Lage im Herkunftsstaat bezieht, scheint sie sohin selbst nicht davon

auszugehen, dass sich jener Sachverhalt, der damaligen Entscheidung des Bundesasylamts zugrunde gelegt worden

war, aufgrund neu bekannt gewordener Umstände nachträglich als falsch herausgestellt habe.

Wenn die belangte Behörde zum Vergleich mit der Ausgangssituation im Verfahren vor dem Bundesasylamt im

Bescheid vom 05.03.2020 insbesondere ausführt, dass sich die Persönlichkeitsmerkmale des Beschwerdeführers

nunmehr gänzlich konträr darstellen würden, da sich der Beschwerdeführer als äußerst ehrgeizig, lernwillig sowie

lernfähig und um beruRiche Integration bemüht dargestellt und seine Anpassungsfähigkeit und -willigkeit

demonstriert habe, können darin keine schon vor dem Bundesasylamt vorhandene Tatsachen und Beweismittel

erkannt werden, sondern handelt es sich hierbei vielmehr um eine seither eingetretene Persönlichkeitsentwicklung.

Die unter 1.2. weiters getroMene Feststellung, dass eine wesentliche und maßgebliche Änderung der persönlichen

Umstände des Beschwerdeführers bzw. der Lage im Herkunftsstaat nicht eingetreten ist, beruht insbesondere auf

einer Gegenüberstellung der dem Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.02.2013 zugrunde gelegten

Länderinformationen mit den aktuellen Länderinformationen aus dem oben angeführten aktuellen

Länderinformationsblatt der Staatendokumentation:

Es wäre dem Beschwerdeführer aufgrund der seit der Machtübernahme der Taliban in Afghanistan herrschenden

Situation mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit auch derzeit nicht möglich, Afghanistan zu erreichen ohne eine

ernsthafte Bedrohung seines Lebens oder seine körperliche Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt zu riskieren.

Vor dem Hintergrund der, de facto derzeit aufgrund des Umbruchs, nicht beurteilbaren Sicherheits- und

Versorgunglage, somit der Faktenlage zur Aufrechterhaltung der öMentlichen Sicherheit und Ordnung, und deren

Entwicklung in naher Zukunft in Afghanistan ist festzustellen, dass nunmehr in ganz Afghanistan ein solcher Grad an



willkürlicher Gewalt herrscht, dass der Beschwerdeführer allein durch seine Anwesenheit tatsächlich einer ernsthaften,

individuellen Bedrohung der körperlichen Unversehrtheit ausgesetzt ist, und dass er Gefahr läuft, dort grundlegende

und notwendige Lebensbedürfnisse, wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft, nicht befriedigen zu können und in eine

ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation zu geraten.

Im Übrigen ist auch den Ausführungen der belangten Behörde selbst ist nicht zu entnehmen, dass diese von einer seit

der Zuerkennung des subsidiären Schutzes bzw. seit der letzten Verlängerung des befristeten Aufenthaltsrechts

eingetretenen wesentlichen Änderung der Sachlage ausgegangen ist.

2.3 Zur Lage im Herkunftsstaat

Die Feststellungen zur maßgeblichen Situation im Herkunftsstaat stützen sich maßgeblich auf das zitierte aktuelle

Länderinformationsblatt der Staatendokumentation in der Version vom 28.01.2022. Da die darin enthaltenen

Informationen auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger Quellen beruhen, besteht im vorliegenden

Fall für das Bundesverwaltungsgericht kein Anlass, an der Richtigkeit der herangezogenen Länderinformationen zu

zweifeln. Die den Feststellungen zugrundeliegenden Länderberichte sind in Bezug auf die Sicherheits- und

Versorgungslage in Afghanistan aktuell, wobei nicht verkannt wird, dass sich die Lage in Afghanistan nach der

Machtübernahme durch die Taliban im August 2021 nach wie vor volatil und ungewiss darstellt und es nicht zuletzt

infolge fehlender unabhängiger Berichterstattung seit der Machtübernahme der Taliban teilweise kaum gesicherte

Informationen gibt.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A)

Zur ersatzlosen Behebung des Spruchpunktes I. des angefochtenen BescheidsZur ersatzlosen Behebung des

Spruchpunktes römisch eins. des angefochtenen Bescheids

Die im gegenständlichen Fall maßgeblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005) lauten:

„Status des subsidiär Schutzberechtigten

§ 8 (1) Der Status des subsidiär Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,Paragraph 8, (1) Der Status des

subsidiär Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung

des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist,

wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale

Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten

würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher

Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonRiktes mit sich bringen würde.wenn eine

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer

Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde

oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde.

[…]

(3) Anträge auf internationalen Schutz sind bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten

abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) oMen steht.(3) Anträge auf internationalen Schutz sind

bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche

Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.

[…]

Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten

§ 9 (1) Einem Fremden ist der Status eines subsidiär Schutzberechtigten von Amts wegen mit Bescheid abzuerkennen,

wennParagraph 9, (1) Einem Fremden ist der Status eines subsidiär Schutzberechtigten von Amts wegen mit Bescheid

abzuerkennen, wenn



1. die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1) nicht oder nicht

mehr vorliegen;1. die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (Paragraph 8,

Absatz eins,) nicht oder nicht mehr vorliegen;

[…]

(2) Ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon aus den Gründen des Abs. 1 abzuerkennen, so hat eine

Aberkennung auch dann zu erfolgen, wenn(2) Ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon aus den

Gründen des Absatz eins, abzuerkennen, so hat eine Aberkennung auch dann zu erfolgen, wenn

1. einer der in Art. 1 Abschnitt F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe vorliegt;1. einer der in Artikel

eins, Abschnitt F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe vorliegt;

2. der Fremde eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit der Republik Österreich darstellt oder

3. der Fremde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt worden ist.

Einer Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten,

die den Voraussetzungen des § 73 StGB, BGBl. Nr. 60/1974, entspricht.3. der Fremde von einem inländischen Gericht

wegen eines Verbrechens (Paragraph 17, StGB) rechtskräftig verurteilt worden ist. Einer Verurteilung durch ein

inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen

des Paragraph 73, StGB, Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974,, entspricht.

In diesen Fällen ist die Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten mit der Erlassung einer

aufenthaltsbeendenden Maßnahme und der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung

oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von

Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als

Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen

eines internationalen oder innerstaatlichen KonRiktes mit sich bringen würde.In diesen Fällen ist die Aberkennung des

Status des subsidiär Schutzberechtigten mit der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme und der

Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen

Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der

Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung

des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen

Konfliktes mit sich bringen würde.

(3) Ein Verfahren zur Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ist jedenfalls einzuleiten, wenn der

Fremde straMällig geworden ist (§ 2 Abs. 3) und das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 oder 2

wahrscheinlich ist.(3) Ein Verfahren zur Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ist jedenfalls

einzuleiten, wenn der Fremde straMällig geworden ist (Paragraph 2, Absatz 3,) und das Vorliegen der Voraussetzungen

gemäß Absatz eins, oder 2 wahrscheinlich ist.

[…]

Innerstaatliche Fluchtalternative

§ 11 (1) Kann Asylwerbern in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den

Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewährleistet werden, und kann

ihnen der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden, so ist der Antrag auf internationalen Schutz

abzuweisen (Innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des

Herkunftsstaates keine wohlbegründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen

kann und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1) in Bezug auf

diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind.Paragraph 11, (1) Kann Asylwerbern in einem Teil ihres

Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des

Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewährleistet werden, und kann ihnen der Aufenthalt in diesem Teil des

Staatsgebietes zugemutet werden, so ist der Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen (Innerstaatliche

Fluchtalternative). Schutz ist gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegründete
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Furcht nach Artikel eins, Abschnitt A ZiMer 2, Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen kann und die Voraussetzungen

zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (Paragraph 8, Absatz eins,) in Bezug auf diesen Teil des

Herkunftsstaates nicht gegeben sind.

(2) Bei der Prüfung, ob eine innerstaatliche Fluchtalternative gegeben ist, ist auf die allgemeinen Gegebenheiten des

Herkunftsstaates und auf die persönlichen Umstände der Asylwerber zum Zeitpunkt der Entscheidung über den

Antrag abzustellen.“

§ 9 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 enthält zwei unterschiedliche Aberkennungstatbestände. Der erste Fall leg. cit. erfasst die

Konstellation, in der der Fremde schon im Zeitpunkt der Zuerkennung von subsidiärem Schutz die dafür notwendigen

Voraussetzungen nicht erfüllt hat. Der zweite Fall leg. cit. betriMt hingegen jene Konstellationen, in denen die

Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nachträglich weggefallen sind (vgl.

VwGH vom 27.05.2019, Ra 2019/14/0153).Paragraph 9, Absatz eins, ZiMer eins, AsylG 2005 enthält zwei

unterschiedliche Aberkennungstatbestände. Der erste Fall leg. cit. erfasst die Konstellation, in der der Fremde schon im

Zeitpunkt der Zuerkennung von subsidiärem Schutz die dafür notwendigen Voraussetzungen nicht erfüllt hat. Der

zweite Fall leg. cit. betriMt hingegen jene Konstellationen, in denen die Voraussetzungen für die Zuerkennung des

Status des subsidiär Schutzberechtigten nachträglich weggefallen sind vergleiche VwGH vom 27.05.2019, Ra

2019/14/0153).

Die belangte Behörde stütze die Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten im gegenständlich

angefochtenen Bescheid auf die Bestimmung des § 9 Abs. 1 Z 1 erster Fall AsylG 2005 und führte begründend

insbesondere aus, dass im Aberkennungsverfahren das aktuelle Vorliegen der Voraussetzungen für die Zuerkennung

des Status des subsidiär Schutzberechtigten zu prüfen sei. Es habe nicht festgestellt werden können, dass aktuell keine

innerstaatliche Fluchtalternative oMen stünde.Die belangte Behörde stütze die Aberkennung des Status des subsidiär

Schutzberechtigten im gegenständlich angefochtenen Bescheid auf die Bestimmung des Paragraph 9, Absatz eins,

ZiMer eins, erster Fall AsylG 2005 und führte begründend insbesondere aus, dass im Aberkennungsverfahren das

aktuelle Vorliegen der Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten zu prüfen

sei. Es habe nicht festgestellt werden können, dass aktuell keine innerstaatliche Fluchtalternative offen stünde.

Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 18.11.2020, Ra 2020/14/0082 ausgeführt hat, erlaubt § 9

Abs. 1 Z 1 erster Fall AsylG 2005 der Behörde, die Aberkennung des früher zuerkannten Status des subsidiär

Schutzberechtigten vorzunehmen, wenn sich der Kenntnisstand zu jenem Sachverhalt, der für die Zuerkennung

maßgeblich war, geändert hat, wobei die frühere Unkenntnis der Behörde nicht auf Erschleichungshandlungen des

Fremden zurückzuführen sein muss. Jedoch ermöglich dieser Aberkennungstatbestand der Behörde nicht, „ohne

Bedachtnahme auf die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten stets losgelöst

davon eine Neubewertung vorzunehmen.“ Bei einer solchen Sichtweise müsste sonst dem Gesetzgeber letztlich die

Schaffung einer überflüssigen Normierung – nämlich des zweiten Falls leg. cit. – unterstellt werden (s. insbesondere Rn.

17 bis 21).Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 18.11.2020, Ra 2020/14/0082 ausgeführt hat,

erlaubt Paragraph 9, Absatz eins, ZiMer eins, erster Fall AsylG 2005 der Behörde, die Aberkennung des früher

zuerkannten Status des subsidiär Schutzberechtigten vorzunehmen, wenn sich der Kenntnisstand zu jenem

Sachverhalt, der für die Zuerkennung maßgeblich war, geändert hat, wobei die frühere Unkenntnis der Behörde nicht

auf Erschleichungshandlungen des Fremden zurückzuführen sein muss. Jedoch ermöglich dieser

Aberkennungstatbestand der Behörde nicht, „ohne Bedachtnahme auf die Entscheidung über die Zuerkennung des

Status des subsidiär Schutzberechtigten stets losgelöst davon eine Neubewertung vorzunehmen.“ Bei einer solchen

Sichtweise müsste sonst dem Gesetzgeber letztlich die SchaMung einer überRüssigen Normierung – nämlich des

zweiten Falls leg. cit. – unterstellt werden (s. insbesondere Rn. 17 bis 21).

Wie bereits in den Feststellungen und der zugehörigen Beweiswürdigung ausgeführt wurde, konnte nicht festgestellt

werden, dass seit der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten mit Bescheid des Bundesasylamtes

vom 14.02.2013 neue Tatsachen (iSv nova reperta) hervorgekommen sind, wonach sich der diesem Bescheid zugrunde

gelegte Sachverhalt als unrichtig erweist. Weder hat die belangte Behörde nachvollziehbar begründet, inwiefern sich

die Unrichtigkeit der seinerzeitigen Feststellungen des Bundesasylamts herausgestellt habe, noch haben sich

diesbezüglich sonst Anhaltspunkte ergeben. Vielmehr unterzieht die belangte Behörde den der rechtskräftigen

Entscheidung des Bundesasylamts zugrunde gelegten Sachverhalt einer Neubewertung ohne ausreichende

Bedachtnahme auf den zuerkennenden Bescheid des Bundesasylamtes.
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Der von der belangten Behörde einzig herangezogene Aberkennungstatbestand des § 9 Abs. 1 Z 1 erster Fall AsylG

2005 ist sohin nicht erfüllt.Der von der belangten Behörde einzig herangezogene Aberkennungstatbestand des

Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer eins, erster Fall AsylG 2005 ist sohin nicht erfüllt.

Die Heranziehung des Tatbestands des § 9 Abs. 1 Z 1 zweiter Fall AsylG 2005 setzt voraus, dass sich der Sachverhalt seit

der Zuerkennung des subsidiären Schutzes bzw. der erfolgten Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung

nach § 8 Abs. 4 AsylG 2005 (die nur im Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen für die Zuerkennung erteilt

werden darf) geändert hat (vgl. etwa VwGH 17.10.2019, Ra 2019/18/0353, mwN). Der Wegfall der Notwendigkeit, auf

den Schutz eines anderen Staates angewiesen zu sein, kann sich dabei auch als Ergebnis unterschiedlicher

Entwicklungen von Ereignissen, die sowohl in der Person des Fremden als auch in der in seinem Heimatland

gegebenen Situation gelegen sind, darstellen (vgl. etwa VwGH 1.7.2021, Ra 2020/18/0401, mwN). Nicht jede Änderung

des Sachverhalts rechtfertigt allerdings die Aberkennung des subsidiären Schutzes. Eine maßgebliche Änderung liegt

unter Bedachtnahme auf die unionsrechtlichen Vorgaben von Art. 19 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 16 Abs. 2 der

Richtlinie 2011/95/EU (Statusrichtlinie) vielmehr nur dann vor, wenn sich die Umstände so wesentlich und nicht nur

vorübergehend verändert haben, dass ein Anspruch auf subsidiären Schutz nicht länger besteht (vgl. VwGH 1.7.2021,

Ra 2020/18/0401).Die Heranziehung des Tatbestands des Paragraph 9, Absatz eins, ZiMer eins, zweiter Fall AsylG 2005

setzt voraus, dass sich der Sachverhalt seit der Zuerkennung des subsidiären Schutzes bzw. der erfolgten Verlängerung

der befristeten Aufenthaltsberechtigung nach Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 (die nur im Falle des weiteren

Vorliegens der Voraussetzungen für die Zuerkennung erteilt werden darf) geändert hat vergleiche etwa VwGH

17.10.2019, Ra 2019/18/0353, mwN). Der Wegfall der Notwendigkeit, auf den Schutz eines anderen Staates angewiesen

zu sein, kann sich dabei auch als Ergebnis unterschiedlicher Entwicklungen von Ereignissen, die sowohl in der Person

des Fremden als auch in der in seinem Heimatland gegebenen Situation gelegen sind, darstellen vergleiche etwa VwGH

1.7.2021, Ra 2020/18/0401, mwN). Nicht jede Änderung des Sachverhalts rechtfertigt allerdings die Aberkennung des

subsidiären Schutzes. Eine maßgebliche Änderung liegt unter Bedachtnahme auf die unionsrechtlichen Vorgaben von

Artikel 19, Absatz eins, in Verbindung mit Artikel 16, Absatz 2, der Richtlinie 2011/95/EU (Statusrichtlinie) vielmehr nur

dann vor, wenn sich die Umstände so wesentlich und nicht nur vorübergehend verändert haben, dass ein Anspruch

auf subsidiären Schutz nicht länger besteht vergleiche VwGH 1.7.2021, Ra 2020/18/0401).

Zwar mag die Feststellung der belangten Behörde, dass der Beschwerdeführer während seines Aufenthalts in

Österreich bei seinen Integrationsbemühungen besonderen Ehrgeiz, Lernwillen und Anpassungsfähigkeit

demonstriert habe, zutreMen, doch kann allein darin noch keine wesentliche und dauerhafte Veränderung der

individuellen Situation des Beschwerdeführers im Sinne des Aberkennungstatbestands des § 9 Abs. 1 Z 1 zweiter Fall

AsylG 2005 erkannt werden.Zwar mag die Feststellung der belangten Behörde, dass der Beschwerdeführer während

seines Aufenthalts in Österreich bei seinen Integrationsbemühungen besonderen Ehrgeiz, Lernwillen und

Anpassungsfähigkeit demonstriert habe, zutreMen, doch kann allein darin noch keine wesentliche und dauerhafte

Veränderung der individuellen Situation des Beschwerdeführers im Sinne des Aberkennungstatbestands des

Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer eins, zweiter Fall AsylG 2005 erkannt werden.

Einerseits hat sich hinsichtlich des fehlenden sozialen Anschlusses im Herkunftsstaat – ein u.a. begründendes Element

im Bescheid des Bundesasylamts vom 14.02.2013 – nach dem von der Behörde festgestellten Sachverhalt nicht

verändert. Andererseits verfügt der Beschwerdeführer zwar mittlerweile sowohl über ein gewisses Maß an Bildung als

auch an Berufserfahrung, doch hat er weder eine Ausbildung abgeschlossen noch wesentliche qualiPzierte, über

Küchenhilfstätigkeiten hinausgehende Tätigkeiten ausgeübt.

Darüber hinaus ist nach der gefestigten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. etwa VwGH vom

06.10.2020, Ra 2019/19/0401, mwN) auch der Zeitpunkt der Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung

durch die belangte Behörde beachtlich, so die Behörde darin zum Ausdruck bringt, dass sie weiterhin jene Umstände

als gegeben erachtet, die für Zuerkennung von subsidiärem Schutz maßgeblich seien.Darüber hinaus ist nach der

gefestigten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche etwa VwGH vom 06.10.2020, Ra 2019/19/0401,

mwN) auch der Zeitpunkt der Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung durch die belangte Behörde

beachtlich, so die Behörde darin zum Ausdruck bringt, dass sie weiterhin jene Umstände als gegeben erachtet, die für

Zuerkennung von subsidiärem Schutz maßgeblich seien.

Zumal der bereits bei der Zuerkennung von subsidiären Schutz volljährige Beschwerdeführer schon im Zeitpunkt der

letzten Verlängerung seines befristeten Aufenthaltsrechts mit Bescheid vom 22.01.2018 keine Grundversorgung mehr
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bezogen, Integrationsbemühungen – etwa bei der Erlangung von Sprachkenntnissen – demonstriert und eine

Berufsschulausbildung begonnen hat, ist eine seither eingetretene wesentliche Veränderung der persönlichen

Umstände des Beschwerdeführers nicht zu erkennen.

Nicht zuletzt kann vor dem Hintergrund der seit der Machtübernahme durch die Taliban weiterhin unsicheren

Sicherheits- und Versorgungslage im Herkunftsstaat nicht davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdeführer

über eine sichere und zumutbare innerstaatliche Fluchtalternative im Herkunftsstaat verfügt.

So forderte UNHCR bereits nach der Machtübernahme der Taliban in einem Positionspapier vom 16.08.2021 im

Hinblick auf die aktuelle Lage alle Staaten dazu auf, Riehenden Afghan*innen Zutritt zu gewähren und das Prinzip des

Non-Refoulement stets zu respektieren. Aufgrund der derzeitig volatilen Situation erachte UNHCR die Verweigerung

internationalen Schutzes für Staatsangehörige und ehemalige Einwohner*innen mit dem Argument einer verfügbaren

innerstaatlichen Flucht- oder Wiederansiedlungsalternative für unangebracht. Im Falle von Personen, deren Anträge

auf internationalen Schutz zeitlich vor den jüngsten Ereignissen abgewiesen worden sind, können geänderte

Umstände vorliegen, die in einem allfälligen neuen Antrag berücksichtigt werden müssen. Alle Staaten sind dazu

aufgefordert, Abschiebungen – auch von Personen, deren Anträge auf internationalen Schutz bereits abgewiesen

worden sind – auszusetzen, bis sich die Lage der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Sicherheit so deutlich

verbessert hat, dass eine Rückkehr in Sicherheit und Würde möglich ist. Auch Abschiebungen afghanischer

Staatsangehöriger und Einwohner*innen in Nachbarstaaten sollen ausgesetzt werden, um die Verantwortung im

internationalen Flüchtlingsschutz gerecht aufzuteilen.

Im UNHCR-Positionspapier vom Feber 2022 zur internalen Schutzbedürftigkeit für GeRüchtete aus Afghanistan wird

der im Positionspapier vom August 2021 geäußerte Appell, Flüchtenden Zugang zu gewähren, wiederholt.

Insbesondere wird ein Verweis auf innerstaatliche Fluchtalternativen im Lichte der Volatilität der Lage als nicht

angebracht angesehen.

EASO vertritt ebenfalls in den aktuellen Länderleitlinien zu Afghanistan vom November 2021 die Ansicht, dass im

Berichtszeitpunkt eine innerstaatliche Schutzalternative landesweit nicht als vorhanden zu erachten sei. Auf Basis der

Berichte im Zeitraum Jänner 2020 bis August 2021 stellte EASO fest, dass es nach dem Anstieg der Gewalt im Sommer

nach der Machtübernahme zu einem deutlichen Rückgang willkürlicher Gewalt gekommen sei, doch seien diese

Entwicklungen noch sehr rezent und eine zukünftige Trendumkehr wieder möglich.

Nun hat sich seit dem von UNHCR bzw. EASO herangezogenen Zeitpunkt (Mitte bzw. Ende August 2021) die Lage zwar

insofern stabilisiert, als die Taliban nunmehr den Krieg in Afghanistan für beendet erklärt, das Islamische Emirat

Afghanistan ausgerufen und eine Regierung gebildet haben, doch stellt sie sich nach wie vor volatil und ungewiss dar.

Nicht zuletzt gibt es aufgrund fehlender (unabhängiger) Berichterstattung kaum gesicherte Informationen, auch

betreMend Aktivitäten der Taliban selbst, und sind die Beteuerungen und Zusagen der Taliban keiner Überprüfung

zugänglich. Aus den Länderberichten geht überdies hervor, dass seit der Machtübernahme sowohl die

Straßenkriminalität als auch die Aktivitäten des ISKP zugenommen haben. Auch ist ungewiss, inwiefern die

Talibanführung in der Lage oder willens ist, Verfolgungshandlungen ihrer eigenen Kämpfer zu kontrollieren bzw.

sanktionieren.

Zudem ist auf die allgemein angespannte Lage im Gesundheits- und Wirtschaftssektor aufgrund der Covid-19

Pandemie bzw. bedingt durch den Regierungsumsturz durch die Taliban und dem folgenden Rückzug von Hilfsgeldern

bzw.-organisationen hinzuweisen, die sich ihrerseits auf die Stabilität der Sicherheitslage auswirken kann.

In einem Bericht vom 28.01.2022 zu den Entwicklungen in Afghanistan seit dem 02.09.2021 führte der UNO-

Generalsekretär insbesondere aus, die Lage in Afghanistan bleibe auch sechs Monate nach der Machtübernahme

durch die Taliban, die das Land in politischer, sozioökonomischer und humanitärer Hinsicht erschüttert habe, prekär.

Die Regierungsbildung der Taliban habe noch nicht geschaMt, die ethnische, politische und geographische Diversität

des Landes abzubilden und auch Frauen miteinzubeziehen. Zudem müsse die Gruppierung sich auch um den inneren

Zusammenhalt kümmern. Afghanistan bePnde sich in einer humanitären Krise; mehr als die Hälfte der Bevölkerung

hat Bedarf nach überlebensnotwenigen Hilfeleistungen.

Eine nachträgliche wesentliche und nachhaltige Verbesserung, infolgedessen der Beschwerdeführer subsidiären

Schutz nicht mehr benötigen würde, war im Ergebnis weder bezogen auf die persönliche Situation des

Beschwerdeführers noch die allgemeine Sicherheits- und Versorgungslage in Afghanistan festzustellen.



Im Übrigen haben sich auch keine Anhaltspunkte für das Vorliegen amtswegig wahrzunehmender sonstiger

Aberkennungstatbestände ergeben.

Der Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides war daher stattzugeben und dieser Spruchpunkt

ersatzlos zu beheben.Der Beschwerde gegen Spruchpunkt römisch eins. des angefochtenen Bescheides war daher

stattzugeben und dieser Spruchpunkt ersatzlos zu beheben.

Zur Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung

Gemäß § 8 Abs. 4 AsylG 2005 ist einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt wird,

vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl oder vom Bundesverwaltungsgericht gleichzeitig eine befristete

Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigter zu erteilen. Die Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr und

wird im Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen über Antrag des Fremden vom Bundesamt für jeweils zwei

weitere Jahre verlängert. Nach einem Antrag des Fremden besteht die Aufenthaltsberechtigung bis zur rechtskräftigen

Entscheidung über die Verlängerung des Aufenthaltsrechts, wenn der Antrag auf Verlängerung vor Ablauf der

Aufenthaltsberechtigung gestellt worden ist.Gemäß Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 ist einem Fremden, dem der

Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt wird, vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl oder vom

Bundesverwaltungsgericht gleichzeitig eine befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigter zu

erteilen. Die Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr und wird im Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen über

Antrag des Fremden vom Bundesamt für jeweils zwei weitere Jahre verlängert. Nach einem Antrag des Fremden

besteht die Aufenthaltsberechtigung bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Verlängerung des

Aufenthaltsrechts, wenn der Antrag auf Verlängerung vor Ablauf der Aufenthaltsberechtigung gestellt worden ist.

Wie sich aus den Feststellungen ergibt, liegen die Voraussetzungen für eine Aberkennung des Status des subsidiär

Schutzberechtigten im Fall des Beschwerdeführers nicht vor, weshalb im Umkehrschluss vom Weiterbestehen der

Voraussetzungen gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 auszugehen ist.Wie sich aus den Feststellungen ergibt, liegen die

Voraussetzungen für eine Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten im Fall des Beschwerdeführers

nicht vor, weshalb im Umkehrschluss vom Weiterbestehen der Voraussetzungen gemäß Paragraph 8, Absatz eins,

AsylG 2005 auszugehen ist.

Auch der Beschwerde gegen den Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides ist sohin stattzugeben und die

befristete Aufenthaltsberechtigung des Beschwerdeführers für die Dauer von zwei weiteren Jahren gemäß § 8 Abs. 4

AsylG 2005 zu verlängern.Auch der Beschwerde gegen den Spruchpunkt römisch zwei. des angefochtenen Bescheides

ist sohin stattzugeben und die befristete Aufenthaltsberechtigung des Beschwerdeführers für die Dauer von zwei

weiteren Jahren gemäß Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 zu verlängern.

Die rechtliche Wirkung der Verlängerung tritt mit der Zustellung der gegenständlichen Entscheidung ein, weshalb die

zweijährige Gültigkeitsdauer erst mit diesem Tag zu laufen beginnt und eine Festlegung der Gültigkeitsdauer als "dies

ad quem" nicht zulässig wäre (s. VwGH vom 17.12.2019, Ra2019/18/0281).

Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung

Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in

Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG.Gemäß Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG

kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der

Beschwerde geklärt erscheint. Im Übrigen gilt Paragraph 24, VwGVG.

Gemäß § 24 Abs. 2 Z 1 VwGVG kann die Verhandlung u.a. entfallen, wenn bereits aufgrund der Aktenlage feststeht,

dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben ist.Gemäß Paragraph 24, Absatz 2, ZiMer eins, VwGVG

kann die Verhandlung u.a. entfallen, wenn bereits aufgrund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde

angefochtene Bescheid aufzuheben ist.

Gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung

absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht

erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 der Charta der Grundrechte

der Europäischen Union entgegenstehen.Gemäß Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann das Verwaltungsgericht

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24


ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche

Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder

Artikel 6, Absatz eins, EMRK noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europäischen Union entgegenstehen.

Im vorliegenden Fall wurde vom Beschwerdeführer die Durchführung einer mündlichen Verhandlung beantragt,

während die belangte Behörde bei Beschwerdevorlage ausdrücklich darauf verzichtet hat. Da der gegenständliche

Sachverhalt eindeutig aus den Akten hervorgeht, lässt die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache

nicht erwarten. Insbesondere geht aus dem Verwaltungsakt kein Hinweis hervor, der darauf deuten würde, dass der

seinerzeitigen Zuerkennung des subsidiären Schutzes durch das Bundesasylamt mit Bescheid vom 14.02.2013 ein

fehlerhafter Sachverhalt zugrunde lag. Weiters ergeben sich aus dem Akt keine Anhaltspunkte für eine maßgebliche

und dauerhafte Änderung der individuellen Umstände des Beschwerdeführers im Vergleich zum Zeitpunkt der

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten bzw. der letzten Verlängerung der befristeten

Aufenthaltsberechtigung, infolgedessen ein solcher Schutz nun nicht mehr erforderlich wäre. Zudem kann auch der

aktualisierten Fassung des von der belangten Behörde herangezogenen Länderinformationsblatts keine wesentliche

Verbesserung der Sicherheits- und Versorgungslage im Herkunftsstaat entnommen werden. Nicht zuletzt haben sich

auch keine sonstigen Hinweise auf das Vorliegen eines anderweitigen Aberkennungstatbestands ergeben.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer

Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab (vgl. die oben im Rahmen der rechtlichen Beurteilung

zu Spruchteil A) angeführten zahlreichen Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes), noch fehlt es an einer

Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich

zu beurteilen.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab vergleiche die oben im Rahmen

der rechtlichen Beurteilung zu Spruchteil A) angeführten zahlreichen Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes),

noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch

nicht als uneinheitlich zu beurteilen.

Sofern die oben angeführte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes und des Verfassungsgerichtshofes zur (zum Teil)

alten Rechtslagen erging, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes auf die nunmehr geltende Rechtslage

unverändert übertragbar. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden

Rechtsfrage vor. Das Bundesverwaltungsgericht kann sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen.
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